
Verstärkter Kampf 
gegen Korruption
Bundesregierung präsentiert ihre „Nationale Antikorruptionsstrategie“

FPÖ-Wahlerfolg mit
schalem Beigeschmack
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PARLAMENT

Im Büro von Vizekanzler HC Stra-
che wurden Abhörgeräte endeckt. 
Erst als die SPÖ sich als „Opfer“ 
der Abhöraktion ausruft und sich 
des Themas bemächtigt, nehmen 
sich auch die Medien dieses Skan-
dals an. An Aufklärung herrscht 
wenig Interesse.                       S. 6

Abhörskandal
Hilfsorganisationen schieben die 

Schuld an der Armut Afrikas den 
Industrieländern in die Schuhe, um 
Spenden zu lukrieren. Aber mit ih-
rer und der internationalen Ent-
wicklungshilfe fördern sie in erster 
Linie Afrikas größte Plage, die Kor-
ruption der Regierenden.      S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Afrikas Plage
Vergangenen Donnerstag wur-

de Dominik Nepp zum neuen Vi-
zebürgermeister der Stadt Wien 
gewählt. Nepp folgt damit Johann 
Gudenus, der infolge der Regie-
rungsbildung als geschäftsführen-
der Klubobmann in den National-
rat wechselte.                             S. 11

WIEN

Amtsübergabe
„ZiB 2“-Moderator Armin Wolf 

gefiel sich vergangenen Montag 
beim Interview mit Andreas Mölzer 
in der Rolle des Moralapostels der 
links-grünen Gutmenschen-Schi-
ckeria. So jedenfalls präsentierte er 
sein Urteil über Udo Landbauer als 
auch über die FPÖ.                    S. 14

MEDIEN

Linke Moral vor Recht

S. 2/3

Verdoppelung der Mandate erreicht, aber ÖVP-Absolute bleibt – S. 4/5
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Kärntens rot-schwarz-grünes 
Experiment ist gescheitert!
Dieses Experiment unter Leitung eines SPÖ-Landeshauptmanns 
basierte einzig auf dem Versuch, den Freiheitlichen die Schuld 
am Hypo-Debakel umzuhängen. „Auf der Strecke blieben da-
bei die Kärntner Bevölkerung und deren Probleme“, kritisiert 
FPÖ-Landesobmann Gernot Darmann.                              S. 13Nr. 5 . Donnerstag, 1. Februar 2018
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IMPRESSUM

Das Messen mit zweierlei Maß, 
stets zum Nachteil der FPÖ, ge-
hört in Österreich anscheinend 
zum guten Ton.

Udo Landbauer wird seit letzter 
Woche als verkappter Nazi durch 
die Presselandschaft getrieben – 
obwohl die Staatsanwaltschaft in 
der „Liederbuch-Affäre“ gar nicht 
gegen ihn ermittelt! Die selbst-
gefällige „vierte Gewalt“ geriert 
sich als Staatsanwalt, Richter und 
Henker in Personalunion.

Aber die Verhaftung eines 
SPÖ-Gemeinderats, unter an-
derem wegen des Besitzes von 
NS-Devotionalien und Waffen, 
wurde selbstredend bis nach der 
Wahl verheimlicht.

Sogar der überparteiliche Bun-
despräsident ließ nach Fernermitt-
lungen verlauten, dass Landbauer 
von den Liedern mit NS-Bezug 
gewusst haben „muss“.

Da konnte auch Landeshaupt-
frau Johanna Mikl-Leitner mit ih-
rer Entrüstung nicht mehr hinterm 
Berg halten: Es werde mit einem 
Landesrat Landbauer keine Zu-
sammenarbeit geben. Eine solche 
Weigerung hätte man von ihr auch 
gegenüber SPÖ-Kanzler Kern im 
September 2015 gern gehört, als 
die rot-schwarze Regierung völlig 
gesetzeswidrig die Grenzen für 
die Masseneinwanderung öffnete.

Und natürlich ist die Wiener 
FPÖ mit ihrem Akademikerball 
schuld am alljährlich größten Po-
lizeiaufmarsch – aber keinesfalls 
die linken Demonstranten und 
deren gehätschelte Polithooligans 
vom „schwarzen Block“.

Da kommt selbst einem Nichtbur-
schenschafter der Burschenschafter 
Heinrich Heine in den Sinn: „Denk 
ich an Österreich in der Nacht, dann 
bin ich um den Schlaf gebracht.“

Österreich lag im Korruptions-
wahrnehmungsindex von Trans-
parency International für das Jahr 
2016 zwar noch auf Platz 17 von 
176 Staaten. Unter den 27 Mit-
gliedstaaten der Europäischen Uni-
on bedeutete das jedoch nur noch 
den neunten Rang.

Schutz des Rechtsstaates
„Wir müssen unseren Rechtsstaat 

vor staats- und demokratiefeind-
lichen Einflüssen schützen. Kor-
ruption ist eine nachhaltige Gefahr 
für das Funktionieren jedes Rechts-
staates. Wenn Menschen sich nicht 
mehr auf den Staat und die Geset-
ze verlassen können, verlieren sie 
das Vertrauen in staatliche Insti-
tutionen“, betonte FPÖ-Innenmi-
nister Herbert Kickl anlässlich der 
Präsentation der „Nationalen Anti-
korruptionsstrategie“ (NAKS). Zu-
dem sei Korruption extrem schäd-
lich für das soziale Gefüge und die 
Wirtschaft des Landes.

Die „Nationale Antikorruptions-
strategie“ stelle ein Rahmen für 
alle Maßnahmen dar, mit denen 
die Regierung die Korruption ver-
hindern und bekämpfen wolle. Da 
Korruption sehr viele gesellschaft-
liche Bereiche betreffe, brauche es 
einen Schulterschluss aller Akteu-
re, forderte Kickl.

Denn Korruption bestehe nicht 
nur aus den spektakulären Fällen, 
die öffentlichkeitswirksam vor Ge-
richt verhandelt werden, sondern 
beginne schon, wenn sich der Lei-
ter einer Baubehörde ein paar Tage 
gratis im Wellness-Hotel erholen 
dürfe, als Dank für eine umstrittene 
Genehmigung. Oder wenn ein Arzt 
von Pharmafirmen Geschenke er-
hält und im Gegenzug dann bevor-
zugt die Medikamente dieser Firma 
verschreibe.

Transparenz und Prävention
„Daher bilden die Förderung von 

Transparenz und konkrete Präven-
tionsmaßnahmen die Eckpfeiler der 
Anti-Korruptions-Strategie für den 
Präventionsbereich. Dazu wird ein 
umfangreiches Bündel von Maß-
nahmen formuliert, die internati-
onalen Standards entsprechen und 
deren Grundlagen sich in der Kon-
vention der Vereinten Nationen ge-
gen Korruption wiederfinden“, hob 
der Innenminister hervor.

In der Strafverfolgung sind 
Rechtsstaatlichkeit und konse-
quente Strafverfolgung die Grund-
pfeiler einer effektiven Korrupti-
onsbekämpfung. Dafür werde eine 
schlagkräftige Behördenstruktur 
und ausreichende Ressourcen be-
reitgestellt sowie deren Koordina-

Koalition sagt der Korruption den Kampf an
Österreich ist im Korruptionswahrnehmungsindex 2016 um einen 

Platz zurückgefallen. Darauf hat die neue Bundesregierung jetzt 
mit der „Nationalen Antikorruptionsstrategie“ reagiert. „Wir müssen 
unseren Rechtsstaat vor staats- und demokratiefeindlichen Einflüssen 
schützen“, betonte FPÖ-Innenminister Herbert Kickl.

Nationale Antikorruptionsstrategie im Ministerrat beschlossen – Zugangsbeschränkungen und mehr Geld für Universitäten

Innenminister Herbert Kickl will mit Präventionsmaßnahmen und mehr Transparenz den Blick auf korruptes 
Handeln schärfen und mit einer effektiveren Strafverfolgung das Vertrauen in staatliche Institutionen stärken.
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tion und die Umsetzung internati-
onaler und europäischer rechtlicher 
Vorgaben vorangetrieben.

Studienplatz-Finanzierung
Als zweiten Schwerpunkt behan-

delte die türkis-blaue Koalition im 
dieswöchigen Ministerrat die Stu-
dienplatzfinanzierung. Durch die 
Versäumnisse der roten Bildungs-
politik gebe es einige Studienfä-
cher, die vollkommen überlaufen 
seien und es zu Problemen bei der 
Ausbildung der Studenten komme, 
bemerkte dazu ÖVP-Bildungsmi-
nister Heinz Faßmann: „Für diese 

AUS DER
REDAKTION
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Der „gute Ton“

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Der geschäftsführende Landesparteiob-
mann der FPÖ-Wien, Johann Gudenus, 
sprach der Wiener Polizei für den Einsatz 
bei den Demonstrationen gegen den Aka-
demikerball Lob, Anerkennung und Dank 
aus: „Aufgrund der Ankündigungen linker 
Chaoten aus dem In- und Ausland, beson-
ders schwere Ausschreitungen veranstalten 
zu wollen, war der jüngste Einsatz als beson-
ders schwierig einzustufen. Ich bin stolz auf 
unsere Polizisten, dass die Demonstrationen 
letztendlich friedlich verlaufen sind.“

„Wer andere mit Dreck bewirft, hat meist 
selbst schmutzige Hände“, kommentierte 
FPÖ-Generalsekretärin Marlene Svazek den 
aktuellen Fall eines Amstettener SPÖ-Gemein-
derats, der im Verdacht des Kindesmissbrauchs 
und der NS-Wiederbetätigung steht. Denn der 
betroffene SPÖ-Politiker soll bereits letzte Wo-
che – und damit vor der niederösterreichischen 
Landtagswahl – verhaftet worden sein. „Dass 
dies erst nach den Landtagswahlen publik 
wird, hat einen skandalösen Beigeschmack“, 
bemerkte Svazek.

Innenpolitik
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Einig in der Ablehnung der der EU-Einwan-
derungspolitik: HC Strache und Ungarns Premier Viktor Orbán.
BILD DER WOCHE

Vertuschter SPÖ-Skandal?

KURZ UND BÜNDIG

Fo
to

: N
FZ

FPÖ-Landtagsabgeordneter Udo 
Landbauer, der der Medienkam-
pagne und den skandalösen Vorver-
urteilungen getrotzt und die FPÖ 
Niederösterreich zum zweitbesten 
Ergebnis bei Landtagswahlen ge-
führt hat.

Niederösterreichs Landeshauptfrau 
und ÖVP-Landesparteichefin Jo-
hanna Mikl-Leitner, die lediglich 
aus bekannt „alt-schwarzer“ Über-
heblichkeit eine Zusammenarbeit 
mit einem Landesrat Udo Land-
bauer ablehnt.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Dank für Polizisten im Einsatz

Scheinheilige Kritiker
Als „scheinheilig“ bezeichnete FPÖ-Ge-

neralsekretär Harald Vilimsky die Aufregung 
der SPÖ um den offiziellen Staatsbesuch des 
ungarischen Präsidenten Viktor Orbán in 
Wien: „Anscheinend erinnern sich manche 
SPÖ-Abgeordnete nicht mehr, dass Kurzzeit-
kanzler Christian Kern den Ungarnpremier 
vor nicht allzu langer Zeit zu einem Migrati-
onsgipfel nach Wien einlud.“ Das linke Esta-
blishment könne es offenbar nicht verkraften, 
dass die neue Regierung endlich vernünftige 
Lösungsansätze zur Eindämmung der illega-
len Eiwnanderung mit ihren Nachbarn suche, 
bemerkte Vilimsky in Richtung SPÖ.Fo
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Koalition sagt der Korruption den Kampf an
Nationale Antikorruptionsstrategie im Ministerrat beschlossen – Zugangsbeschränkungen und mehr Geld für Universitäten

Innenminister Herbert Kickl will mit Präventionsmaßnahmen und mehr Transparenz den Blick auf korruptes 
Handeln schärfen und mit einer effektiveren Strafverfolgung das Vertrauen in staatliche Institutionen stärken.

muss eine Übergangslösung ge-
schaffen werden, bis ein echtes 
Studienplatz-Finanzierungssystem 
eingeführt wird.“

Weitere Zugangsbeschränkungen
Primäres Ziel sei es nicht, die 

Zahl der Studienanfänger, sondern  
die der Studienabbrecher zu sen-
ken, indem man das Betreuungs-
verhältnis zwischen Professoren 
und Studenten verbessern und den 
Jungakademikern einen leichteren 
Zugang zum Arbeitsmarkt ermög-
lichen wolle.

Das bedeutet aber auch, dass in 

einigen Studienrichtungen auf-
grund des bisherigen exorbitan-
ten Studentenandrangs Zugangsre-
gelungen eingeführt werden. Das 
werde bei den drei Studienrich-
tungen Erziehung, Fremdsprachen 
und Recht der Fall sein.

„Dass es uns bei der Bildung kei-
neswegs ums Sparen geht, zeigt 
sich auch am Budget“, betonte 
Faßmann. Denn das Gesamtbudget 
für die Leistungsvereinbarungs-
periode von 2019 bis 2021 für die 
Universitäten ist von der Koaliti-
on mit nunmehr 11,07 Milliarden 
Euro deutlich erhöht worden.

Nr. 5 g Donnerstag, 1. Februar 2018
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14,76 Prozent der Stimmen – 
laut dem vorläufigen Wahlergeb-
nis – entfielen auf die FPÖ, die mit 
dem Plus von 6,7 Prozentpunkten 
ihre Mandatszahl im Landtag von 
vier auf acht verdoppeln und – ent-
sprechend dem Proporzrecht – ei-
nen Sitz in der Landesregierung er-
reichen konnte.

FPÖ-Landespar te i sekre tä r 
Christian Hafenecker zeigte sich 
am Wahlabend über das Ergebnis 
erfreut. Dass man die Wahlziele 
– eine Verdoppelung der Wähler-
stimmen und das Verhindern einer 
neuerlichen absoluten Mehrheit der 
ÖVP – nicht ganz erreicht habe, 
trübe den Erfolg ein bisschen: „Wir 
haben uns vielleicht nicht prozen-
tuell verdoppelt, aber die doppel-
te Mandatsanzahl ist auch ein sehr 
starkes Signal.“

Bürger sind für FPÖ-Kurs
Das sei vor allem bemerkens-

wert, weil die FPÖ auf Bundese-
bene ein „sehr ambitioniertes Re-
gierungsprogramm präsentiert hat, 

das vom politischen Mitbewerber 
heftigst gescholten wurde“, be-
tonte der Landesparteisekretär. Er 
verwies dazu auf den Kleinstzuge-
winn von 2,4 Prozentpunkten bei 
der SPÖ auf 23,9 Prozent, den Ver-
lust von 1,6 Prozentpunkten und 
des Klubstatus‘ für die Grünen. 
Einzig die NEOS kamen mit ih-
ren 5,15 Prozent beim Erstantreten 
dem FPÖ-Erfolg nahe.

Medienkampagne half ÖVP
In der hochgespielten Aufregung 

rund um das Liederbuch der Bur-
schenschaft Germania sah Hafen-
ecker eine „beispiellose Medien-
kampagne“, die den FPÖ-Erfolg 
ein wenig gedämpft, der ÖVP aber 
sehr viel mehr geholfen habe, näm-
lich mit 49,6 Prozent der Stimmen 
die Mehrheit im Landtag und in der 
Landesregierung zu retten.

Auch FPÖ-Generalsekretär Ha-
rald Vilimsky fand lobende Worte 
für den Erfolg der Niederösterrei-
cher: „Das Ziel ‚Plus hundert Pro-
zent‘ ist derart ambitioniert, dass 

Linke Anti-FPÖ-Kampagne rettet ÖVP-Absolute
Die Medienkampagne gegen die FPÖ zeigte Wirkung, zumindest bei 

der Wahlbeteiligung: Nur noch zwei Drittel der Wahlberechtigten 
nahmen an der Wahl teil. Damit konnte die ÖVP – trotz Verlusten – 
ihre absolute Mehrheit verteidigen, die SPÖ bejubelte ihr zweitschlech-
testes Ergebnis. Nur die FPÖ konnte ihre Wahlerfolgsserie fortsetzen.

FPÖ verdoppelt bei Landtagswahl in Niederösterreich die Mandatszahl – Wahlbeteiligung auf Rekordtiefststand
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Trotz der medialen Treibjagd auf den FPÖ-Spitzenkandidaten Udo Landbauer erreichte die FPÖ eine Verdoppelung der Mandate. Aber die Linke verhalf der ÖVP so zur Absoluten.

Am Freitag marschierten an die 8.000 Demonstranten (oben) gegen Aka-
demikerball und FPÖ-Regierungsbeteiligung. Zwei Tage später verdop-
pelte die FPÖ mit Udo Landbauer (unten) ihre Mandatszahl in St. Pölten.

HC Strache gratuliert Udo Landbauer zum Wahlerfolg. Während die 
FPÖ ihr zweitbestes Resultat erzielte, schafften Johanna Mikl-Leit-
ners ÖVP und Franz Schnabls SPÖ das jeweils Zweitschlechteste. 
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Linke Anti-FPÖ-Kampagne rettet ÖVP-Absolute
FPÖ verdoppelt bei Landtagswahl in Niederösterreich die Mandatszahl – Wahlbeteiligung auf Rekordtiefststand

man da schon ein Auge zudrücken 
muss, wenn es nur ein Plus von 90 
Prozent wird.“

Bundesparteiobmann HC Stra-
che bewertete das Abschneiden der 
Landespartei als „sehr erfolgreich“, 
da man von knapp acht Prozent in 
Richtung 15 Prozent zugelegt und 
„wir heute die Partei sind, die den 
größten Zuwachs erleben konnte.“

Dieses zweitbeste Ergebnis der 
FPÖ Niederösterreich bei Land-
tagswahlen zeige auch, dass die Re-
gierungsarbeit bei den Bürgerinnen 
und Bürgern gut ankomme, hob der 

Vizekanzler hervor: „Die Ergebnis-
se unserer Kritiker, SPÖ, Grüne und 
NEOS, sprechen für sich selbst.“

Lassen uns nicht erpressen
Nicht so gut kam der freiheitliche 

Wahlerfolg bei der niederösterrei-
chischen ÖVP an. Landeshauptfrau 
Mikl-Leitner, die auf den Vorverur-
teilungszug gegen Udo Landbauer 
aufgesprungen war – obwohl die 
Staatsanwaltschaft in der Lieder-
buch-Affäre nicht einmal gegen 
Landbauer ermittelt! – will weiter-
hin der FPÖ ihren Personalwunsch 

Trotz der medialen Kampagne, 
die von unseren politischen Geg-
nern dankbar aufgegriffen wurde, 
haben wir Freiheitlichen einen 
großartigen Erfolg bei der Land-
tagswahl eingefahren.

Ich danke den Niederösterrei-
cherinnen und Niederösterreichern, 
die sich nicht einschüchtern ließen 
und mit ihrer Stimme für die FPÖ 
sich für längst überfällige Refor-
men im „schwarzen Erbpachthof“ 
aussprachen.

Ja, hier in Niederösterreich ist 
die ÖVP noch tiefschwarz, wie 
Parteichefin Johanna Mikl-Leitner 
mit ihrem Herrschaftsanspruch 
offenbarte: Sie werde den von der 
FPÖ nominierten Spitzenkandi-
daten nicht als gleichberechtigtes 
Mitglied im Landesratsgremium 
akzeptieren.

Wir haben im Wahlkampf ver-
sprochen, die Politik in Nieder-
österreich zu einer Politik für die 
Menschen bewegen zu wollen. Das 
wird schwierig mit der absoluten 
Mehrheit der ÖVP im Landtag und 
in der Landesregierung – aber wir 
wollen es versuchen.

Wir könnten es uns auch einfach 
machen, auf Landbauer als Landes-
rat zu bestehen und Fundamenta-
lopposition im Landtag zu machen. 
Aber wir wollen etwas zum Positi-
ven für die Menschen im Land be-
wegen. Daher werden wir bei der 
Personalfrage jetzt einmal abwie-
gen, inwieweit die ÖVP bereit ist, 
sich in politischen Sachfragen zu 
bewegen und unseren Reformvor-
haben entgegenzukommen.

Erpressen lassen wir uns von 
der ÖVP nicht. Udo Landbauer hat 
sich nichts zuschulden kommen 
lassen, gegen ihn wird nicht einmal 
ermittelt. 

Quid pro quo – das sollte auch in 
der NÖ-ÖVP bekannt sein.

Quid pro quo

für den FPÖ-Landesratsposten 
aufzwingen: „Mit Udo Landbau-
er wird es in der Landesregierung 
keine Zusammenarbeit geben.“

„Die ÖVP kann ihre Persona-
lentscheidungen selbst treffen, die 
ÖVP trifft aber nicht die Persona-
lentscheidungen der FPÖ“, kon-
terte HC Strache auf diese Äuße-
rung Mikl-Leitners. Jemanden, der 
keine Schuld trägt, einen Tag vor 
der Wahl von einer möglichen Zu-
sammenarbeit auszuschließen, sei 
überheblich. Vor allem von jeman-
dem, der 2015 mit einer verfas-
sungsrechtlich zumindest bedenk-
lichen Grenzöffnung Österreich 
die Probleme einer illegalen Mas-
seneinwanderung aufgehalst habe.

Seit Montag berät der FPÖ-Lan-
desparteivorstand über das weitere 
Vorgehen. „Ich habe Landbauer als 
Spitzenkandidaten vorgeschlagen, 
weil ich ihn für absolut integer und 
vertrauenswürdig halte. Ich stelle 
mich als Landesparteiobmann und 
namens der Partei deshalb klar hin-
ter Udo Landbauer“, erklärte Wal-
ter Rosenkranz.

Jetzt liegt der Ball bei der ÖVP, 
ob sie mit den Freiheitlichen Po-
litik für das Land, oder weiterhin 
nur ihre alt-schwarze Machtpolitik 
fortsetzen will.

POLITIK
ANALYSIERT
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Christian Hafenecker
FPÖ-Landesparteisekretär Niederösterreich

Trotz der medialen Treibjagd auf den FPÖ-Spitzenkandidaten Udo Landbauer erreichte die FPÖ eine Verdoppelung der Mandate. Aber die Linke verhalf der ÖVP so zur Absoluten.
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Viel mehr Blau im tiefschwarzen Erbhof Niederösterreich – trotz der 
Medienkampagne und der extrem niedrigen Wahlbeteiligung.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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BUNDESRAT SOZIALPOLITIK

Das Ergebnis der Landtagswahlen in Niederös-
terreich hat auch Auswirkungen auf die Zusam-
mensetzung des Bundesrates. Die FPÖ gewinnt ein 
Mandat dazu und wird künftig mit zwei niederöster-
reichischen Bundesräten in der Länderkammer des 
österreichischen Parlaments vertreten sein. Verlierer 
ist das „Team Stronach“, das bei den Landtagswah-
len nicht mehr angetreten ist und damit auch seinen 
letzten Sitz im Parlament verloren hat. 

„Team Stronach“ ist Geschichte
Aus dem Tätigkeitsbericht der 

Arbeitsinspektion für die Jahre 
2015 und 2016, den noch der frü-
here SPÖ-Sozialminister Alois 
Stöger dem Nationalrat vorgelegt 
hat, geht hervor, dass 2016 in Ös-
terreichs Betrieben 87.449 Arbeits-
unfälle verzeichnet wurden, von 
denen 60 tödlich endeten.

Arbeitsplatzsicherheit

Diese Woche stand im Zeichen 
der ersten Plenarwoche seit An-
gelobung der neuen Bundesregie-
rung. Die SPÖ nutzte das in der 
Reihenfolge der Fraktionsstärke 
bestimmte Vorschlagsrecht für 
eine „Aktuelle Stunde“ an unsere 
Sozialministerin Beate Hartin-
ger-Klein zum Thema „Arbeits-
plätze schaffen, statt Arbeitslose 
enteignen, Frau Sozialminister“.

Wie die SPÖ darauf kommt, 
dass die Sozialministerin Ar-
beitslose enteignen will, ist zwar 
schleierhaft, aber wir werden es 
erfahren. Spannender ist freilich 
die Frage, wo die vielen Arbeits-
losen überhaupt herkommen und 
wer in den vergangenen Jahren 
die Verantwortung trug! 

Nach dieser „Aktuellen Stun-
de“ geht es weiter mit einer „Ak-
tuellen Europastunde“ der ÖVP. 
Die „Aktuelle Europastunde“ 
unterscheidet sich von der „Ak-
tuellen Stunde“ dadurch, dass sie 
nicht in jeder Plenarwoche statt-
findet, sondern nur vier mal im 
Jahr und dass auch Mitglieder des 
Europäischen Parlaments (MEP) 
ein Rederecht haben.

Die FPÖ war ursprünglich ge-
gen das Rederecht der Europapar-
lamentsabgeordneter im Plenum 
– und hat Recht behalten.

Die Wortmeldungen der MEPs 
haben keinen erkennbaren Mehr-
wert, außer den, dass sie die Sit-
zungsdauer unnötig verlängern.

Sinnvoll ist es hingegen, die 
EU-Abgeordneten in die Arbeit 
der Fachausschüsse einzubinden. 
Gesetze werden in dieser Plenar-
sitzung noch keine beschlossen, 
dafür war die Zeit seit der Regie-
rungsbildung zu kurz – das wird 
sich in den kommenden Plenar-
wochen aber deutlich ändern.

Erstes Plenum 
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Wer wollte Vizekanzler
HC Strache abhören?
Fund einer Abhöranlage beschäftigt demnächst das Parlament

Dieser unerhörte Skandal ist in 
der Hysterie um das Liederbuch 
von Udo Landbauers Burschen-
schaft völlig untergegangen – was 
auch ein bezeichnendes Licht auf 
die Medien in diesem Land wirft.

SPÖ reklamiert sich zum Opfer
Publik wurde dieser Fund des 

Heeresnachrichtenamtes im Ge-
folge eines Einbruchs in das Vi-
zekanzleramt am 24. Jänner. Wer 
die Geräte dort angebracht hat 
und wann, weiß man nicht. Jeden-
falls erhob sich Wehgeschrei in der 

SPÖ, hatte in dem Büro doch zu-
vor Staatsekretär Thomas Drozda 
residiert, zuständig für so spiona-
gerelevante Bereiche wie Kunst 
und Kultur, Verfasssung und Medi-

In der Vorwoche wurde im Ge-
folge eines Einbruches be-

kannt, dass im Büro des Vize-
kanzlers von Mitarbeitern des 
Heeresnachrichtenamtes „Wan-
zen“ entdeckt worden sind.
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Tatort Vizekanzleramt: Wer wollte hier wen abhören?

en. Über parlamentarische Anfra-
gen an den Innen- und den Vertei-
digungsminister will die SPÖ nun 
klarstellen lassen, wer das wahre 
Ziel der Abhöraktion gewesen sei.
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In seinem mehr als 100 Seiten 
starken Jahresbericht zieht der Na-
tionalrat Bilanz über das vergange-
ne Parlamentsjahr. Ein neuer Bun-

despräsident, ein neu gewählter, 
jüngerer Nationalrat samt neuem 
Präsidium und ein Parlament, das 
vorübergehend in die Hofburg und 
auf den Heldenplatz gezogen ist. 
Dazu die Wiederauflage des Euro-
fighter-Untersuchungsausschusses 
im Frühjahr oder die XXV. Ge-
setzgebungsperiode, die im Herbst 
aufgrund der Neuwahlen vorzeitig 
beendet werden musste. In Zahlen 
gesprochen dauerte sie 4 Jahre mit 
469 Gesetzesbeschlüssen, davon ka-
men 328 direkt aus der Regierung.

Einen besonderen Exkurs macht 
die Publikation auf ein weiteres 
Novum im vergangenen Jahr. 2017 

gab es nämlich so viele „wilde“ 
Abgeordnete wie noch nie zuvor 
in der österreichischen Parlaments-
geschichte. Beiträge gibt es zudem 
über die neuen Beteiligungsmög-
lichkeiten für Bürger im Gesetz-
gebungsprozess und das neue „De-
mokratie.Quartier“ inmitten von 
Wien.

Die Publikation blickt auch auf 
einige runde Geburtstage zurück: 
Die Volksanwaltschaft wurde 40 
Jahre und die „Demokratiewerk-
statt“ im Hohen Haus feierte ihren 
10. Geburtstag. Der Jahresbericht 
ist auf der Website des Parlaments 
– www.parlament.gv.at – abrufbar.

Jahresbericht 2017 des Nationalrates
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Alle Blaulichtfahrzeuge gemeinnütziger Organisationen wie etwa 
Wasserrettung oder Bergrettung werden demnächst generell von 

der Mautpflicht befreit und bekommen von der ASFINAG für alle 
Blaulichtfahrzeuge eine digitale Vignette gratis zur Verfügung gestellt.

Eine gute Nachricht für gemein-
nützige Organisationen in Öster-
reich: FPÖ-Verkehrsminister Nor-
bert Hofer lässt die bestehende 
Mautordnung ändern und schafft 
damit eine massive Erleichterung 
für die hunderten gemeinnützigen 
Einsatzorganisationen.

„In den letzten Wochen sind ver-
stärkt Forderungen von Interessen-
vertretungen und Organisationen 
nach einer Gleichstellung ihrer Ein-
satzfahrzeuge mit Fahrzeugen von 
Rettung, Polizei und Feuerwehr 
an mich herangetragen worden – 
auch mit der Begründung, dass die 
Einsatzfahrzeuge von den ehren-
amtlichen Hilfskräften zudem für 
Fahrten zu Fortbildungen, Übun-
gen oder Koordinationssitzungen 
verwendet werden. In einem ge-

meinsamen Termin mit den Vor-
ständen der ASFINAG haben wir 
daher beschlossen, diese Gleich-
stellung vorzunehmen“, erklärt der 
FPÖ-Verkehrsminister.

Blau wirkt!
Die neue Mautordnung sieht vor, 

dass Einsatzfahrzeuge dieser ge-
meinnützigen Organisationen, die 
über einen Blaulicht-Bescheid ver-
fügen, die heimischen Autobahnen 
und Schnellstraßen kostenlos be-
fahren dürfen. Die ASFINAG hat 
den Auftrag erhalten, die Mautord-
nung entsprechend zu adaptieren.

„Mit der Änderung der Mautord-
nung zeigt sich einmal mehr: Blau 
wirkt!“, betonte FPÖ-Generalse-
kretärin Marlene Svazek. Auch 
in ihrem Bundesland Salzburg sei 

der Ruf gemeinnütziger Organisa-
tionen wie Berg- und Wasserret-
tung nach einer Gleichstellung der 
Blaulichtorganisationen besonders 
laut gewesen.

„In nur sechs Wochen Regie-
rungsarbeit haben wir ein weiteres 

Gratis-Vignette für ehrenamtliche Helfer 
Neben Rettung, Feuerwehr, Polizei gilt bald auch für andere Hilfsorganisationen: Freie Fahrt!

Hofer: Gratisvignette für Einsatzfahrzeuge ehrenamtlicher Helfer.

Versäumnis der Vorgängerregie-
rung ausgebügelt. In wenigen Wo-
chen wird die Änderung in Kraft 
treten. Hiermit kann man den oh-
nehin unbezahlbaren Freiwilligen-
dienst zumindest einigermaßen ab-
gelten“, betonte Svazek.
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Für Antisemitismus ist in 
der FPÖ kein Platz

Anlässlich des Holocaust-Ge-
denktages am vergangen Samstag 
bekräftigte Vizekanzler HC Stra-
che seine Ablehnung gegenüber 
jedwedem Antisemitismus: „Die 
furchtbaren Verbrechen des Natio-
nalsozialismus dürfen sich niemals 
wiederholen, und ebensowenig 
dürfen sie beschönigt oder relati-
viert werden.“

Der Antisemitismus sei ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit, 
für das es kein Verständnis geben 
dürfe, betonte der Vizekanzler. Ge-
rade Österreich trage hier aufgrund 
seiner Geschichte eine besondere 
Verantwortung.

Bereits zuvor hatte HC Strache 
die knapp vor der Landtagswahl in 
Niederösterreich von einigen Me-
dien und Oppositionspolitiker in-
szenierte Kampagne zurückgewie-
sen, in der den Freiheitlichen eine 
Nähe zu nationalsozialistischem 
Gedankengut unterstellt wurde.

Für Antisemiten gebe es weder in 
der FPÖ noch am Akademikerball 
einen Platz, hatte der FPÖ-Bun-
desparteiobmann bereits bei der 

Eröffnungsrede am „Akademiker-
ball“ erklärt. Die Verantwortung 
und das Gedenken an die Opfer des 
Holocaust seien Verpflichtung und 
Verantwortung in der Gegenwart 
und für kommende Generationen: 
„Wer das anders sieht, soll aufste-
hen und gehen. Er ist bei uns nicht 
erwünscht.“

Der FPÖ-Bundesparteiobmann 
regte auch an, dass sich die Korpo-
rationen und das Dritte Lager einer 
Aufarbeitung der Vergangenheit 
widmen sollten. Dies könne durch 
eine Historikerkommission erfol-
gen, die sich schonungslos mit den 
Fehlern der eigenen Vergangenheit 
auseinandersetzen solle.

Wie aus der Beantwortung 
einer Anfrage des niederöster-
reichischen FPÖ-Abgeordneten 
Christian Höbart durch Justiz-
minister Josef Moser hervorgeht, 
nahmen SPÖ, Grüne und ÖVP 
im Wahlkampf die Dienste einer 
Firma in Anspruch, die Werbe-
material in Haftanstalten her-
stellen lässt. So wurden etwa die 
60.000 SPÖ-Anstecker „Yes we 
Kern“ in der Haftanstalt Korneu-
burg von drei Insassen mit dem 
sinnigen Spruch bedruckt. Um-
triebig wie die SPÖ im Wahljahr 
2017 war, wurden weitere 6.980 
Anstecker in der Haftanstalt Wi-
en-Josefstadt von fünf Insassen 
endgefertigt – ebenso wie 7.600 
Stück für die Grünen, wofür 
sieben Insassen Arbeit fanden. 
Auch die ÖVP ließ für sich 
Wahlwerbung in einer Haftan-
stalt herstellen. In der Justizan-
stalt Ried/Innkreis beklebte ein 
Insasse 5.000 Manner-Schnitten 
mit den Konterfeis der Regional-
kreis-Kandidaten der ÖVP.

Wahlwerbung aus 
dem „Häfn“

Vorausschauende 
Personalpolitik

Obwohl die Funktionsperiode 
des Aufsichtsratsvorsitzenden 
des Arbeitsmarktservice (AMS), 
Herbert Buchinger wie auch die 
des Vorstandsmitglieds Johannes 
Kopf erst am 30. Juni 2018 ge-
endet hätte, wurden vom Sozial-
ministerium für die beiden Posten 
am 23. Jänner 2017 ein Ausschrei-
bungszeitplan vorgelegt und am 
27. September 2017 die Verträge 
bis 30. Juni 2024 verlängert. Auf 
Anfrage des damaligen FPÖ-So-
zialsprechers Herbert Kickl be-
antworte der damalige SPÖ-Sozi-
alminister Alois Stöger (Bild) die 
vorzeitige Bestellung damit, dass 
nur so „ein geordneter Übergang“ 
auf die mit 1. Juli 2018 beginnen-
de neue Funktionsperiode „gesi-
chert“ werden konnte.
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FPÖ-ABGEORDNETE DECKEN AUF

Strache verurteilt Antisemitismus.
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Nicht zuwenig Hilfe, sondern zuviel 
Korruption hält Afrikas Länder arm
Eine ernüchternde Bilanz nach 4.000 Milliarden Dollar an Hilfsgeldern für Afrika seit 1960

Hilfsorganisationen prangern den Reichtum in den Industriestaaten 
an, um noch mehr Geld für die „Ärmsten der Armen“ zu fordern. 

Aber Afrika braucht nicht mehr Geld, sondern mehr Marktwirtschaft 
und mehr Rechtsstaat: Ein Viertel der jährlichen Wirtschaftsleistung 
Afrikas versickert in den dunklen Kanälen der Korruption.

Die Entwicklungshilfsorganisa-
tion Oxfam erstellt eine jährliche 
Statistik zur weltweiten Armuts- 
und Vermögensverteilung. Die Me-
dien springen mit knackigen Titeln 
auf, auch wenn es Falschmeldun-
gen sind wie die aus dem Vorjahr, 
wonach die acht reichsten Men-
schen genauso viel Vermögen be-
sitzen wie die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung. Oxfam revi-
dierte heuer diese Aussage, es hät-
te heißen müssen die 61 reichsten 
Menschen. 

Armut geht weltweit zurück
Dazu wird mit Daten jongliert: 

Weil die private Verschuldung, die 
in den USA und in Europa enorm 
gewachsen ist, nicht berücksichtigt 
wird, waren es 181 Personen, die so 
viel besitzen wie die ärmere Hälfte 
der Bevölkerung.

Laut der Weltbank lebten 1980 
rund 44 Prozent der Weltbevöl-
kerung in absoluter Armut mit ei-
nem Einkommen von weniger als 
1,9 Dollar pro Tag. Ende 2015 war 
nicht einmal mehr jeder Zehnte von 
dieser extremer Armut betroffen.

Aber die Hilfsorganisationen be-
kämpfen genau das, was den Armen 
in der Vergangenheit am meisten 
geholfen hat: die freie Marktwirt-
schaft. Seit 1960 haben die Indus-
triestaaten rund 4.000 Milliarden 
US-Dollar in die Entwicklungs-
hilfe gesteckt. Vor zwei Jahren hat 
Martin Paldam von der Universität 
Aarhus 141 Studien darüber aus-

Kampagnen gegen Korruption, wie hier in Namibia, sind in Afrika die Aus-
nahmen. 148 Milliarden US-Dollar versickern jährlich in „dunklen Kanälen“.

Von Afrikas Reichtum durch die Ausbeutung von Rohstoffen sehen die Menschen nur wenig – oder nur das, was die Regierenden und ihre Günstlinge 
damit anstellen. Etwa schwer bewaffnete Polizeieinheiten oder Milizen, die jedes Aufbegehren gegen das Günstlingssystem niedermachen.
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Europäischer Gerichtshof 
erschwert Abschiebungen

Ein Syrer, der zuerst in Italien 
Asyl beantragt hatte, reiste nach 
Deutschland und stellte auch dort 
einen Antrag. Diesen lehnte das 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) gemäß der 
Dublin-Regelung ab. Der Mann 
wurde im August 2015 nach Itali-
en überstellt, kehrte aber unerlaubt 
nach Deutschland zurück. Gegen 
die erneute sofortige Rückschie-
bung nach Italien klagte er erfolg-
reich vor dem Europäischen Ge-
richtshof (EuGH).

Die Luxemburger Richter ent-
schieden jetzt, dass die Bundesre-
publik den Syrer nicht ohne Wei-
teres ein zweites Mal außer Land 
bringen darf, sondern erst nach 
erneuter Durchführung des in der 
Dublin-Verordnung geregelten 
Wiederaufnahmeverfahrens.

Dabei muss sich Deutschland an 
die engen Fristen der Dublin-Re-
geln halten: Versäumen die Behör-
den die geltende Verfahrensfrist 
von knapp zwei Monaten für die 
Überstellung an Italien, kann der il-

legal eingereiste Syrer einen Asyl-
antrag in Deutschland stellen – und  
das Land wäre dann für sein Ver-
fahren zuständig.

Tatsächlich scheitern die meis-
ten Dublin-Überstellungen an ei-
nem weiteren engen Zeitrahmen: 
Wenn ein EU-Mitgliedstaat illega-
le Einwanderer nicht innerhalb von 
sechs Monaten in das EU-Land 
abschiebt, wo sie zum ersten Mal 
EU-Boden betreten haben, muss er 
ebenfalls deren Asylanträge selbst 
prüfen.

EuGH unterstützt Illegale.

Der Europäische Gerichtshof 
fällt immer wieder mit Urtei-
len auf, die man als durchaus 
migrationsfreundlich bezeichnen 
kann. Die jüngsten Beispiele: 
Das eine betrifft einen Syrer, der 
von Italien nach Deutschland 
eingereist ist – und gleich in 
beiden Ländern Asyl beantragt 
hat. Deutschland hat ihn zu-
rückgeschickt, weil Italien das 
Ersteinreiseland und für seinen 
Asylantrag zuständig wäre. Der 
Syrer zog aber wieder nach 
Deutschland und sollte neuer-
lich zurückgestellt werden. Geht 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

EuGH: Plädoyers für 
illegale Migration

nicht, so der EuGH, es brauche 
einen neuen Antrag auf Rückstel-
lung. Ein herzhaftes Plädoyer für 
Sekundärmigration also.

Das zweite Urteil betrifft ei-
nen Nigerianer, der in Ungarn 
Asyl beantragt hatte mit der 
Begründung, er sei homosexuell 
und ihm drohe deshalb Verfol-
gung. Die Ungarn haben seine 
sexuelle Orientierung mit einem 
Gutachten getestet und wiesen 
ihn ab. Geht auch nicht, so der 
EuGH, Tests auf sexuelle Orien-
tierung im Zuge von Asylanträ-
gen dürfen nicht sein. Man kann 
sich ausrechnen, dass die Anzahl 
„homosexueller“ Asylwerber 
künftig steigen wird, wenn sich 
das herumspricht. 

Indessen planen die Schwe-
den die Abschiebung von bis 
zu 80.000 bereits abgelehnten 
Asylwerbern. Völlig richtig. Man 
darf nur gespannt sein, was dem 
EuGH dazu einfällt. Das Ergeb-
nis ist fast immer dasselbe: Wer 
einmal da ist, bleibt. Dagegen 
müssen wir angehen.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Die deutsche Bundesanwaltschaft hat bei 
564 Personen die Verfahren wegen der Un-
terstützung einer terroristischen Vereinigung 
aus eigenem Ermessen eingestellt, obwohl 
der Tatverdacht fortbesteht. Als Begrün-
dung wird dafür angeführt, dass es sich bei 
den Verbrechen, die im Dienste der radika-
lislamistischen Taliban oder des Islamischen 
Staates begangen worden seien, um „reine 
Auslandstaten“ handle. Diese würden die 
„deutschen Staatsschutzinteressen“ aus Sicht 
der Karlsruher Behörden „nicht beeinträchtigten“, erklärte der General-
bundesanwalt Peter Frank vergangene Woche in Karlsruhe.

Der FPÖ-Delegationsleiter im Europapar-
lament, Harald Vilimsky, wies die Kritik des 
ÖVP-Kollegen Otmar Karas (Bild) an Innen-
minister Herbert Kickl zu dessen Weigerung, 
an der Asylwerber-Umverteilung in der EU 
teilzunehmen, zurück: „Die Bundesregie-
rung hat sich darauf verständigt, dass Öster-
reich gegen eine verpflichtende Verteilung 
von Asylwerbern eintritt. Mit seinen jetzigen 
Querschüssen konterkariert Karas die ge-
meinsame Linie der Bundesregierung.“ Er er-
innerte Karas an die Worte seines Parteichefs, 

Bundeskanzler Sebastian Kurz, der die Zwangsverteilung von Migranten 
innerhalb der EU als „gescheitert“ und als „Irrweg“ bezeichnet habe. 

Querschüsse von ÖVP-Karas

Keine Anklage gegen Islamisten
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Nicht zuwenig Hilfe, sondern zuviel 
Korruption hält Afrikas Länder arm
Eine ernüchternde Bilanz nach 4.000 Milliarden Dollar an Hilfsgeldern für Afrika seit 1960

gewertet, die den Effekt der Ent-
wicklungshilfe auf das Wirtschafts-
wachstum untersucht haben.

Sein Fazit: Entwicklungshilfe 
produziert kein Wachstum. Das gilt 
insbesonders für Länder südlich der 
Sahara, wo die Entwicklungshilfe 
im Schnitt 14 Prozent Anteil an der 
Wirtschaftsleistung ausmacht. Für 
Paldam ist die Losung jedenfalls 
klar: Sie heisst: Mehr Handel, nicht 
mehr Entwicklungshilfe.

Korruption ist die Plage Afrikas
Also nicht die Marktwirtschaft, 

die Korruption ist die wahre Plage 

Kampagnen gegen Korruption, wie hier in Namibia, sind in Afrika die Aus-
nahmen. 148 Milliarden US-Dollar versickern jährlich in „dunklen Kanälen“.

Von Afrikas Reichtum durch die Ausbeutung von Rohstoffen sehen die Menschen nur wenig – oder nur das, was die Regierenden und ihre Günstlinge 
damit anstellen. Etwa schwer bewaffnete Polizeieinheiten oder Milizen, die jedes Aufbegehren gegen das Günstlingssystem niedermachen.
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Afrikas. 148 Milliarden US-Dollar, 
umgerechnet fast 120 Milliarden 
Euro, versickern auf dem Kontinent 
jährlich in dunklen Kanälen, klagt 
die Generalsekretärin der UN-Wirt-
schaftskommission für Afrika, Vera 
Songwe, an. Rund ein Viertel der 
afrikanischen Wirtschaftsleistung 
wird von korrupten Politikern und 
ihren Helfershelfern den Menschen 
in Afrika gestohlen, das dann für 
den Ausbau von Infrastruktur, Bil-
dung- und Gesundheitswesen fehlt.

Doch das fehlende Geld verur-
sacht, so Songwe, nicht nur Inves-
titionslücken, sondern habe auch 
enorme Auswirkungen für die Men-
schen: Es nährt den Drang zur Aus-
wanderung ins „reiche Europa“.

In den USA knüpft die Millenni-
um Challenge Corporation (MCC), 
eine staatliche Hilfsorganisation, 
ihre Hilfsleistungen an arme Län-
der an bestimmte Mindeststan-
dards, wie die Bekämpfung der 
Korruption, eine funktionierende 
Rechtsstaatlichkeit und die Ach-
tung der Menschenrechte.

In Europa werden stattdessen im-
mer neue finanzielle Ziele definiert 
und die Bekämpfung des Klima-
wandels als Anreiz zur Steigerung 
der Entwicklungshilfe gefordert. 
Nur davon profitieren nicht Afri-
kas arme Menschen, sondern deren 
korrupte Herrscher.
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Islamistenterror in
Frankreichs Gefängnissen

Frankreichs Gefängniswärter 
streiken, und die Medien bringen 
eindrucksvolle Bilder: Brennen-
de Barrikaden aus Autoreifen und 
Holzpaletten vor den Gefängnis-
sen, mit denen Wärter den Zugang 
zu den Haftanstalten versperren.

Begonnen hat der Aufstand am 
11. Januar im Hochsicherheitsge-
fängnis von Vendin-le-Vieil, nahe 
der belgischen Grenze. Der deut-
sche Islamist Christian Ganczarski 
hatte drei Wärter mit einem stump-
fen Messer und einer Kinderschere 
angegriffen und leicht verletzt. 

Nach dem Messerangriff des 
Deutschen kam es zu einer gan-
zen Kette von blutigen Attacken 
auf Gefängniswärter durch radika-
lisierte Häftlinge. Im korsischen 
Gefängnis von Borgo griff ein Is-
lamist mit Messern zwei Wärter 
an, die derzeit schwer verletzt im 
Krankenhaus liegen.

4.000 Attacken jährlich verzeich-
nen die Statistiken, immer häufiger 
von verurteilten Islamisten oder Ra-
dikalen. Von denen sitzen mittler-

weile 500 ein, und die haben mehr 
als 1.000 Glaubensbrüder radikali-
siert und auf ihre Seite gezogen.

„Wir halten das nicht mehr aus, 
unser Arbeitsumfeld wird immer 
gefährlicher, wir sind komplett 
überfordert, weil es hinten und vor-
ne an Personal fehlt“, klagte Ge-
werkschafter David Besson. Denn 
die Regierung hat die versproche-
ne Personalaufstockung bisher nicht 
umgesetzt. Stattdessen versuchte 
sie, die Justizwachebeamten mit ei-
ner „Sonderprämie“ ruhigzustellen.

Brennende Mahnung an Paris.
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Liedertext ein Relikt aus dunklen 
Zeiten ist, von dem sich heute je-
der distanziert. Gott sei Dank. Die 
täglichen Morde an Christen und 
Juden sind aber leider Tatsache. 
Kann mir wer erklären, warum sich 
unsere guten Linken über den Lie-
dertext, den ohnehin niemand hört 
oder kaum jemand kennt, so aufre-
gen, aber kein Wort des Mitleides 
über die unzähligen Opfer des Is-
lamterrors gegenüber Christen und 
Juden verlieren?

Stephan Pestitschek, Strasshof

Ausrangiert
Michael Ludwig wird die SPÖ 

Schritt für Schritt von einer 
Links-Außen-Partei in eine Mit-
te-Links-Partei verwandeln, auch 
gegen Widerstände. Spannend wird 
auch die Frage, wie es jetzt um die 
politische Zukunft von Akteuren 
wie Christian Kern und Andreas 
Schieder bestellt ist.

Christian Stafflinger, Linz

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Wahlmanipulationsversuch

Es ist schon sehr komisch, war-
um gewisse Informationen immer 
vor Wahlen ans Licht kommen. 
Es kann mir keiner erzählen, dass 
dies nicht bewusst gesteuert war, 
um das Wahlverhalten zu manipu-
lieren. Bei einer ordentlichen Auf-
klärung hätte sich jeder Wähler ein 
Bild machen können, ob die Vor-
würfe gegen den FPÖ-Spitzenkan-
didaten stimmen. Doch durch die-
se einseitige Medienkampagne war 
das nicht möglich. Trotz allem hat 
die FPÖ das Wahlergebnis gegen-
über der letzten Nationalratswahl 
fast verdoppeln können.

Ernst Pitlik, Wien

Zweierlei Maß 
Obwohl Udo Landbauer glaub-

haft versichern konnte, ekelhaf-
te Textstellen in verstaubten alten 
Liederbüchern weder zu kennen 
noch zu benützen, wird er von al-
len Seiten massivst kritisiert und 
ausgegrenzt. Als bekannt wurde, 
daß SPÖ-Chef Alfred Gusenbauer Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

in Moskau einst den kommunisti-
schen Boden küsste und diesen als 
„Heimaterde“ bezeichnete – er da-
mit ein verbrecherisches Gewalt-
system mit mehr als 100 Millionen 
Todesopfern aktiv verherrlichte – 

durfte er trotzdem Bundeskanz-
ler in Österreich werden!

Hans Mayer per E-mail

Reaktivierung der Bahn
In Niederösterreich hat das Land 

zahlreiche Regionalbahnen von 
den ÖBB übernommen und an-
schließend die meisten eingestellt 
oder betreibt sie nur noch saiso-
nal. Trentino-Südtirol ging den um-
gekehrten Weg. Fast jede einge-
stellte Regionalbahn erlebt durch 
die Erfolge der Vinschger- oder 
der Nonsbergbahn eine Reaktivie-
rungsdiskussionen, die Wiederer-
öffnung einer Regional- und einer 
Straßenbahn wurden kürzlich be-
schlossen. Mit Ausnahme der über-
lasteten Brennerbahn wurden auf 
weiteren Hauptstrecken zahlrei-
che Haltestellen wieder in Betrieb 
genommen und der Fahrplan ver-
taktet. Es wird Zeit, auch in Nie-
derösterreich endlich mit Bahnein-
stellungen Schluss zu machen!

Peter Baalmann, Frankenmarkt

Linke Parallelwelt 
Zufällig oder als geplante Diffa-

mierung vor der Wahl – es ändert 
nichts an der Tatsache, daß der 
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Die FPÖ-Ortsgruppe Rainbach/
Innkreis lädt am Samstag, dem 3. 
Februar 2018, zum „FPÖ-Ball“ ins 
Gasthaus Hauzinger „Kirchenwirt“ 
(4791 Rainbach im Innkreis 9). Be-
ginn: 20.00 Uhr.

Die FPÖ-Ortsgruppe und der  
Seniorenring Raab laden am Mitt-
woch, dem 7. Februar 2018, zum 
„Faschingsstammtisch“  ins Gast-
haus Schraml (Dr. Pfluger Straße 1, 
4760 Raab). Beginn: 14.00 Uhr

Der Seniorenring Schärding lädt 
am Mittwoch, dem 7. Februar 2018, 
zum „Faschingsstammtisch mit 
Musik“  ins Gasthaus „Kreuzberg- 
wirt“ (Passauer Straße 75, 4780 
Schärding). Beginn: 14.00 Uhr

Die FPÖ Landstraße lädt am 
Mittwoch, dem 7. Februar 2018, 
zu ihrem Stammtisch im Bezirks-
parteilokal (Am Modenapark 8-9, 
1030 Wien). Referent: Gerhard 
Haslinger, Sicherheitssprecher der 
FPÖ Wien. Beginn: 19.30 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Mittwoch, dem 14. Februar 2018, 
zu ihrem Stammtisch ins Gasthaus 
„Auszeitstüberl“ (Grillgasse 20, 
1110 Wien). Referent: NAbg. Mar-
kus Tschank. Beginn: 19.00 Uhr.

Der Seniorenring Donautal lädt 
am Donnerstag, dem 8. Februar 
2018, zu seiner Jahreshauptver-
sammlung  ins Gasthaus Kramer 
(Weeg 18, 4092 Esternberg). Be-
ginn: 14.00 Uhr. Um zahlreiches 
Erscheinen wird gebeten.

FPÖ-Ball in
Rainbach/Innkreis

Faschingsstamm-
tisch in Raab

Faschingsstamm-
tisch in Schärding

Stammtisch der 
FPÖ Landstraße

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

Jahreshaupt-
versammlung

3

7

7

7

14

8

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR

FEBRUAR
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Vermurkste Verkehrs- und Umweltpolitik
Einerseits fordert die rot-grüne 

Stadtregierung immer mehr Grün- 
flächen auf Kosten von Parkplät-
zen, andererseits – aktuell in Maria- 
hilf – soll wieder eine Grünfläche 
einem Bauprojekt weichen, dies-
mal soll ein Park einem Schulzu-
bau zum Opfer fallen.

„Mit solchen gegensätzlichen 
Entscheidungen zeigt die rot-grü-
ne Stadtregierung ihr wahres Ge-
sicht: Im Ballungsraum werden 
immer mehr Grünflächen zubeto-
niert, dafür werden Parkplätze mit 
Baumbepflanzungen zurückge-
baut“, kritisierte der freiheitliche 
Landtagsabgeordnete Karl Baron 
die „scheinheilige Umweltpolitik“ 
der Stadtregierung.
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Baron fordert den sofortigen Bau 
des Lobautunnels in Wien.

Das dazugehörige Fachkonzept 
„STEP 2025“ der Planungsstadt-
rätin Maria Vassilakou sei ein rei-
nes Ablenkungsmanöver. Es gehe 
ihr lediglich darum, Autofahrer „zu 
sekkieren“, betonte Baron und er-
innert die grüne Vizebürgermeiste-
rin an die wirklichen Planungsbe-
dürfnisse der Stadt.

„Wien wächst, wie Rot-Grün ja 
ständig mit stolzer Brust verkün-
den, damit nimmt auch der Auto-
verkehr ständig zu. Vordringlich 
wäre somit jetzt der sofortige Bau-
beginn des Lobautunnels, um eine 
neue Entlastungsstraße zu schaf-
fen, die tatsächlich die Lebensqua-
lität der Wiener verbessern würde“, 
forderte der FPÖ-Abgeordnete.

Verantwortung übernehmen 
und Kontrolle ausüben
Dominik Nepp folgt Johann Gudenus als Vizebürgermeister nach

Nepp stellte sofort klar, dass mit 
ihm erneut ein starker Vizebürger-
meister im Amt sei, der sich weder 
vor Konfrontationen noch vor der 
Herausforderung und Verantwor-
tung scheue, die mit seiner neu-
en Position verbunden sind: „Wir 
Freiheitliche werden weiterhin un-
sere umfassenden Kontrollrechte 
wahrnehmen und uns dafür einset-
zen, dass die Probleme, mit denen 
Wiens Bevölkerung durch die po-
litischen Versäumnisse der rot-grü-
nen Stadtregierung immer wieder 
konfrontiert ist, nicht nur ange-
sprochen, sondern auch abgestellt 
werden.“ 

Weg frei machen für Neuwahl
Die Wahl von Wohnungsstadt-

rat Michael Ludwig zum neuen 
Chef der SPÖ Wien und desig-
nierten Nachfolger von Michael 
Häupl werde in der Bundeshaupt-
stadt nicht viel verändern, erklärte 
Nepp: „Die Wiener SPÖ hat ihre 
beste Zeit schon um Jahrzehnte 
überschritten, weshalb auch reine 
Kosmetik die Situation nicht ver-
bessern wird.“

Mit dem Ziel, Verantwortung 
für Wien zu übernehmen 

und weiterhin eine starke Kon-
trollfunktion im Rathaus aus-
zuüben, trat FPÖ-Vizebürger-
meister Dominik Nepp in der 
letztwöchigen Gemeinderatssit-
zung sein Amt an. 

Amtsübergabe unter (Partei-)Freunden: Gudenus und Nepp.

Vor allem die gemeinsame Re-
gierung mit den Grünen habe eine 
Vielzahl politischer Baustellen auf-
gemacht, auf denen nichts weiter-
gehe. Es bleibe daher zu bezwei-
feln, dass Michael Ludwig stark 
genug sein werde, die Partei zu ei-
nen und eine echte Verbesserung 
für Wien herbeizuführen, zeigte 
Nepp auf und forderte Ludwig auf, 
möglichst rasch auch die Wähler 
entscheiden zu lassen.
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In der Thaliastraße gab’s bis 
vor einem Jahr einen Bäcker, der 
Spitze war. Dann ist der Besitzer 
gestorben, und der Laden war für 
fast zwölf Monate zu.

Jetzt hat ein mutiger Mann das 
Geschäft gekauft. Und was das 
Schöne dran ist: es wird wieder 
eine Bäckerei. Als ich mit ihm 
gesprochen habe, hat er mir zuge-
sagt, er werde sie so weiterführen 
wie der alte Eigentümer.

Und dass er die Übernahme 
schon mit seinem Vorgänger ver-
einbart hatte. Die lange Über-
gangsfrist aber ist entstanden, 
weil er alle Räume, vom Verkauf-
spult über die Hinterzimmer, die 
Lagerräume, den Keller, ja sogar 
die Klos akribisch untersucht hat.

„Wissen S’“, hat er mir anver-
traut, „mei Vuagänga hat de Bä-
ckerei scho seit 1943 ghabt. Und 
ane von seine Spezialitäten warn 
ja de Weihnachtskeks.“

Das stimmt, ich war drauf gera-
dezu versessen. Er weiter: „Jetzt 
stelln S Ihna vua, bei de vielen 
Keksformen is womöglich a Ha-
kenkreuz dabei. Kann ja sein. 
I waaß nix davon, und irgend a 
Lehrbua findt so a Form. Und der 
rennt damit zu de Rodn. Da bin i 
gliefert. Drum hab i fast zehn Mo-
nat gsuacht.“

Sapperlott. Der Udo Landbauer 
hat nicht zehn Monate nach einem 
verkappten Nazi-Lied gesucht. 
Wie kann er nur.

Vergangenheitssuche

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Am 27.Jänner wurde 
bei der außerordentli-
chen Hauptversamm-
lung der FPÖ Stadt-
gruppe Pinkafeld 
im Gasthaus 
Weninger der 
33-jährige Ver-
tragsbediens-
tete Christoph Theiler zum neuen 
Stadtparteiobmann gewählt. Weiter 
im Vorstand sind Bernd Babitsch 
und Petra Hermann, neu hinzu ka-
men Estrid Wertz und Gemeinderat 
Thomas Supper.

Der Tiroler Landesparteiobmann 
Markus Abwerzger sprach sich für 
permanente Grenzkontrollen am 
Brenner aus, weil die „Flüchtlings-
rettungen“ im Mittelmeer wieder 
dratisch zunehmen. „2016 hatten 
wir 12.000 illegale Grenzübertrit-
te, im Vorjahr 7.400 – und das bei 
nur stichprobenartigen Kontrollen. 
Deshalb dürften weiterhin viele 
Migranten unerlaubt einreisen. Da 
permanente Kontrollen wegen Un-
terbesetzung der Polizei noch nicht 
möglich seien, sollte zumindest 
diese verstärkt werden, am besten 
bei der Mautstelle in Sterzing.

Kontrollen am Brenner

OBERÖSTERREICH

BURGENLAND

Neuer Stadtparteichef

„Jährliche Mehrkosten in Höhe 
von mehr als 80 Millionen Euro 
entstehen im Land Oberösterreich 
durch die Abschaffung des Pflege-
regresses in stationären Einrichtun-
gen“, zeigt FPÖ-Sozialsprecherin 
Ulrike Wall letzte Woche im Land-
tag auf. Auch wenn diese Maßnah-
me grundsätzlich zu begrüßen sei, 
müsse jetzt geklärt werden, wie und 
durch wen der Einnahmenentfall 
finanziert werden soll beziehungs-
weise auf welche Personengruppen 
diese Regelung konkret Anwen-
dung finde, betonte Wall. Denn der 
Bund habe lediglich 100 Millionen 
Euro pro Jahr für alle Bundeslän-
der als Kostenersatz zugesagt. Des-
wegen habe der Landtag in einem 
einstimmigen Beschluss gefordert, 
dass auch die Mehrausgaben für 
Behinderte in stationären Einrich-
tungen vollständig durch den Bund 
kompensiert werden.

Offen Fragen klären

Im vergangenen Jahr sind Wäh-
lerverzeichnisse mit tausenden Na-
men von möglichen illegalen türki-
schen Doppelstaatsbürgerschaften 
aufgetaucht. Allein in Oberöster-
reich werden derzeit 4.000 Perso-
nen anhand des zentralen Melde-
registers überprüft. Bisher wurden 
sechs Bescheide einer Aberkennung 
der Staatsbürgerschaft zugestellt, 
die dazu dienen, den Verfahrensab-
lauf zu überprüfen. FPÖ-Sicher-
heitslandesrat Elmar Podgorschek: 
„Die Betroffenen können am Lan-
desverwaltungsgericht berufen. In 
den kommenden Monaten werden 
die restlichen Fälle abgearbeitet.“

Elmar Podgorschek

Aus für Doppel-
staatsbürgerschaft

Christoph Theiler

TIROL

BURGENLAND

OBERÖSTERREICH
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Unter Leitung von FPÖ-Wirt-
schaftslandesrat Alexander 

Petschnig wurde eine Lösung für 
das AVITA-Thermenresort Bad 
Tatzmannsdorf gefunden. 

„Das Südburgenland liegt mir 
besonders am Herzen, und mit 
Bad Tatzmannsdorf als nächti-
gungsstärkster Gemeinde war es 
klar, dass hier eine Lösung gefun-
den werden musste – ohne die bur-
genländischen Steuerzahler alleine 
zur Kasse zu bitten“, erklärte der 
freiheitliche Landesrat nach der 
erfolgreichen Gesellschafterver-
sammlung vergangene Woche.

Aufstockung des Eigenkapitals
Anstelle einer rechtlich bedenk-

lichen Förderung von 900.000 
Euro durch das Land wurde das 
Eigenkapital der AVITA um genau 
diese Summe erhöht. „Das stellt 
nicht nur aus dem Blickwinkel der 
kreditgebenden Banken eine we-

sentlich bessere Lösung dar“, be-
tonte Petschnig.

Ein Drittel oder 300.000 Euro 
bringt das Land Burgenland ein 
und 600.000 Euro werden von den 
anderen Gesellschaftern zur Ver-
fügung gestellt. Im Zuge der sehr 

konstruktiv geführten Generalver-
sammlung wurde der Betrag sei-
tens einiger Kommanditisten sogar 
um weitere 285.000 Euro aufge-
stockt, weshalb das Eigenkapital 
des AVITA-Thermenresort jetzt 
fast 1,2 Millionen Euro beträgt.

Erfolgreiche Investitionslösung, 
statt Steuerzahler zu belasten
Kraftanstrengung von Land und Gesellschaftern für AVITA-Therme

Die jahrelange Forderung der 
steirischen Freiheitlichen, eigene 
Deutschklassen für Kinder einzu-
richten, die über unzureichende 
Deutschkenntnisse verfügen, ist 
vergangene Woche im Ministerrat 
beschlossen worden. „Ziel muss 
es sein, dass alle eingeschulten 
Kinder schnellstmöglich über aus-

reichend Deutschkenntnisse ver-
fügen, um dem Regelunterricht 
folgen zu können. Die türkis-blaue 
Bundesregierung setzt nun die not-
wendigen Maßnahmen und leistet 
damit einen wesentlichen Beitrag 
zur Verbesserung des Unterrichts-
niveaus in vielen steirischen Schu-
len“, zeigte sich FPÖ-Bildungs-
sprecherin Hedwig Staller erfreut.

Vor dem Schuleintritt sollen 
jetzt im Rahmen von standardisier-
ten Sprachstandserhebungen die 
Deutschkenntnisse aller Schüler 
überprüft werden. „Wir Freiheitli-
che haben die Problematik des zu-
nehmenden Anteils von Kindern 
mit Sprachdefiziten bereits in der 
Vergangenheit angesprochen und 
Lösungen vorgebracht. Mit den 
jetzt von der neuen Bundesregie-
rung eingeleiteten Schritten kann 
wieder sichergestellt werden, dass 
in den heimischen Klassenzim-
mern ein akzeptables Unterrichts-
niveau erreicht werden kann“, be-
tonte Staller.

Hedwig Staller begrüßt Vorhaben 
der Koalition zur Bildung.

Beste Lösung für Schüler
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Investitionen sind gesichert, ohne Steuerzahlerbelastung.
Fo

to
: A

VI
TA

-R
es

or
t



13Nr. 5 g Donnerstag, 1. Februar 2018

Des Kaisers neue
Wahlversprechungen
SPÖ lehnt die 2013 versprochene „kostenlose Kinderbetreuung“ ab

„Und täglich grüßt die Un-
glaubwürdigkeit“, empörte sich 
der Kärntner FPÖ-Obmann Ger-
not Darmann über das Abstim-
mungsverhalten der SPÖ mit Lan-
deshauptmann Peter Kaiser an der 
Spitze in der Sondersitzung des 
Landtags am 18. Jänner.

Die SPÖ habe den Menschen vor 
der Landtagswahl 2013 – und jetzt 
wortgleich 2018 – eine „flächende-

ckende, kostenlose Kinderbetreu-
ung“ versprochen. Passiert sei trotz 
der roten Mehrheit im Land fünf 
Jahre lang nichts, erinnerte Dar-
mann: „Und jetzt die Offenbarung: 
Die Landeshauptmann-Partei hat 
unseren Dringlichkeitsantrag dazu 
am 18. Jänner eiskalt abgelehnt!“

SPÖ bricht Wahlversprechen 
Die SPÖ habe damit nicht nur 

ihr Wahlversprechen aus dem Jahr 
2013 gebrochen, sondern auch 
noch gleich das für die Landtags-
wahl 2018, betonte der FPÖ-Lan-
desobmann. „Das ist nicht nur 
einzigartig in Kärnten, sondern in 

Die SPÖ Kärnten hat 2013 die 
„kostenlose Kinderbetreu-

ung“ versprochen, aber jetzt im 
Landtag gegen das eigene Wahl-
versprechen gestimmt.

der gesamten österreichischen In-
nenpolitik: Eine Partei bricht ihre 
eigenen Versprechen schon vor 
einer Wahl“, wunderte sich der 
FPÖ-Spitzenkandidat.

Positiv an dieser Groteske sei 
daran lediglich, dass die Kärntner 
Wähler nun genau wüssten, wor-
an sie an der SPÖ sind und dem-
entsprechend ihre Entscheidung 
am 4. März treffen könnten. „Die 
SPÖ-Wahlversprechen sind nichts 
wert. Beenden wir gemeinsam den 
Stillstand in Kärnten und gestal-
ten mit der FPÖ eine bessere Zu-
kunft“, rief Darmann die Kärntner 
zur Stimmabgabe für die FPÖ auf.
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Im Jahr 2013 haben SPÖ, ÖVP 
und Grüne in Kärnten ein politi-
sches Experiment gestartet und 
eine Koalition unter einem roten 
Landeshauptmann gebildet. Fünf 
Jahre später wissen wir, dass die-
ses Experiment zum Schaden des 
Landes gescheitert ist.

Statt Fortschritt hat sich Still-
stand in Kärnten breitgemacht. 
Vor allem SPÖ und Grüne hatten 
fünf Jahre nur ein Ziel: den Frei-
heitlichen die Hypo-Affäre anzu-
hängen und alle Spuren freiheitli-
cher Politik der letzten Jahrzehnte 
zu verwischen. 

Auf der Strecke geblieben ist 
bei diesem kläglichen Versuch 
die Lösung der echten Probleme 
des Landes. Die Arbeitslosigkeit 
lag in Kärnten im Dezember 2017 
bei 12,4 Prozent und ist damit 
rund drei Prozent höher als im 
Österreich-Durchschnitt.

Das „Netzwerk gegen Armut“ 
spricht von mehr als 60.000 
Kärntnern, die mit weniger als 
1.000 Euro im Monat auskom-
men müssen. Erfolgreiche Ver-
anstaltungen, ja sogar Investoren 
wurden aus Kärnten vertrieben, 
Betriebsansiedlungen von der 
Landespolitik verschlafen. 

Das hindert die rot-schwarz-
grüne Koalition zum Ende der 
Legislaturperiode nicht daran, 
zu kostspieligen Empfängen auf 
Kosten der Steuerzahler einzula-
den, um sich gegenseitig auf die 
Schultern zu klopfen.

Wir Freiheitlichen sagen: Wir 
werden den politischen Stillstand 
auf der Basis unseres 60 Seiten 
starken Wahlprogrammes be-
enden und gemeinsam mit den 
Kärnterinnen und Kärntnern die 
Zukunft des Landes neu gestal-
ten. Darum kämpfen wir bei der 
Landtagswahl am 4. März! 

Schluss mit Stillstand!

Gernot Darmann
FPÖ-Landesparteiobmann Kärnten
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KÄRNTEN

Grund und Boden sind keine 
vermehrbaren Güter und gerade in 
Vorarlberg begrenzt. Daraus ergebe 
sich die Notwendigkeit des sorgsa-
men und wirtschaftlichen Umgangs 
mit den vorhandenen Flächen, be-
merkte FPÖ-Raumplanungsspre-
cher Dieter Egger  zur geplanten 
Änderung des Raumplanungsge-
setzes durch die schwarz-grüne 
Landesregierung: „Eines steht für 
uns Freiheitliche aber heute schon 
fest: Belastungen und Eingriffe in 
Eigentumsrechte werden wir nicht 
akzeptieren!“

Um der Problematik von Bau-
landhortung, überhitzten Preisen, 
zunehmendem Druck auf die Sied-
lungsränder und der Ausweitung 
von Bauland entgegenzutreten, 
brauche es eine bessere Steuerung 
der Raumplanung, des Grundver-
kehrs und eine verdichtete Bau-
weise, betonte Egger: „Wir werden 
daher den Begutachtungsentwurf 
zur Änderung des Raumplanungs-
gesetzes sehr genau prüfen und 
nötigenfalls entsprechende Kor-
rekturen von der Landesregierung 
konsequent einfordern.“

Sinnvolle Raumplanung
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Egger warnt Schwarz-Grün vor 
Enteignungsmaßnahmen.

„Wahlversprechen-Recycling“: Wie schon 2013 verspricht SPÖ-Landeshauptmann Peter Kaiser auch vor 
der jetzigen Landtagswahl die „kostenlose Kinderbetreuung“ – die er im Landtag bereits abgelehnt hat.

LÄNDER-
SACHE
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legen dar, wel-
che Lehren 
die Parteien in 
Tirol aus der 
Wahl in Nie-
derösterreich 
ziehen sollten 
und zeigen die 

Parallelen für Tirol auf: eine ÖVP 
im Machterhaltungstrauma, grünes 
Zittern, eine SPÖ auf Talfahrt und 
lediglich die FPÖ im Aufwind, den 
sie nur selbst stoppen könnte.

Das Durchspielen der Möglich-
keiten, die Niederösterreichs Lan-
deshauptfrau Johanna Mikl-Leitner 
hat, um der FPÖ 
einen Landesrat 
Udo Landbauer 
auszutreiben, ist 
in den Medien der-
zeit „in“. So auch 
in den „Salzbur-
ger Nachrichten“, 

PURGER
TORIUM
Alexander Purger
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Für eine ehemalige Kaiserstadt ist es vielleicht

ein bisserl unpassend, aber nach seiner Wahl

zum Häupl-Nachfolger ist Michael Ludwig von

den hauptstädtischen Medien als „neuer König

von Wien“ begrüßt worden.

Ludwig auf dem Thron – das kommt einem

bekannt vor, denn davon gab es schon etliche.

Weshalb sie der besseren Unterscheidbarkeit

wegen gern mit Beinamen versehen wurden.

So gab es zum Beispiel Ludwig den Frommen,

Ludwig den Deutschen und Ludwig das Kind,

was für einen König von Wien jedoch alles

nicht passend erscheint. Auch die Namens-

zusätze, die Albrecht der Entartete, Karl der

Einfältige und Pelimbert der Indiscutable tru-

gen, sind keinesfalls angemessen.

Welchen schmückenden Zusatz wird Micha-

el Ludwig also wohl bekommen? Das wird sich

erst im Laufe der Zeit herausstellen, denn auch

sein Vorgänger Michael Häupl erwarb sich erst

gegen Mitte seiner langen Amtszeit durch sei-

nen rauen, ungezügelten Witz den ehrenden

Beinamen „der Fiaker“.

Bis man Ludwigs Ehrennamen kennt, muss

man halt zum zweiten Instrument einer kor-

rekten Herrscher-Lagerhaltung greifen – zur

Ordnungsziffer. Wie man weiß, brachten es die

Franzosen in ihrer ruhmreichen Geschichte

auf 19 Könige namens Ludwig (von denen zwei

allerdings nie regierten) und die Bayern auf

drei. Das macht zusammen 22, sodass der neue

Wiener SPÖ-Chef nun Ludwig XXIII. heißt.

Was insofern passend ist, als er ähnlich leut-

selig zu sein scheint wie der Papst Johannes

mit der gleichen Laufnummer.

Der bei Weitem schillerndste Ludwig war

Numero 14, der Sonnenkönig. Er war berühmt

für seine schönen Wadeln, für seinen elegan-

ten Tanzstil, für seine lange Amtszeit und auch

für seine Selbstbeherrschung. Aus allen vier

Gründen bietet er sich als Vorbild für seinen

Wiener Nachfahren durchaus an.

Achtung, jetzt fliegen
die Elfenbein-Stöckchen!
Die Bundeshauptstadt hat
einen neuen Sonnenkönig.

Als Ludwig XIV. einmal von einem übermä-

ßig ehrgeizigen Herzog in fiakerartiger Weise

angeschnauzt wurde, erstarrte der gesamte

Hof aus Entsetzen über diese unglaubliche Re-

spektlosigkeit gegenüber dem Monarchen und

wartete zitternd auf dessen Reaktion. Ludwig

aber ging ganz ruhig zum Fenster, öffnete es

und warf seinen elfenbeinernen Spazierstock

hinaus. Dann drehte er sich um und sagte: Es

hätte ihm leidgetan, einen Edelmann zu schla-

gen. Sprach’s und verließ gemessenen Schrittes

den Saal. Elegant, nicht wahr?

Falls Sie demnächst einmal am Wiener Rat-

haus vorbeigehen: Schauen Sie sicherheitshal-

ber nach oben, ob gerade ein elfenbeinerner

Spazierstock geflogen kommt. Denn bei den

Zuständen in seiner Partei wird Ludwig XXIII.

in nächster Zeit des Öfteren überlegene Gesten

der Selbstbeherrschung brauchen.

WWW.SN.AT/PURGER

Ludwig XXIII., derMonarch vonWien

ALFRED PFEIFFENBERGER

WIEN. Die Landtagswahl in Nieder-

österreich ist geschlagen, die Span-

nung bleibt. Grund ist die Ankündi-

gung von Landeshauptfrau Johanna

Mikl-Leitner, dass sie mit dem Spit-

zenkandidaten der FPÖ, Udo Land-

bauer, nicht zusammenarbeiten

werde. Es werde auch kein Arbeits-

übereinkommen geben, falls dieser

als Landesrat nominiert wird.

Landbauer war stellvertretender

Obmann der Pennälerverbindung

Germania zu Wiener Neustadt. De-

ren Liederbuch, das 1997 veröffent-

licht wurde, enthielt Texte, die den

Massenmord an den Juden durch

das Naziregime verharmlosen. Die

Staatsanwaltschaft ermittelt des-

halb gegen vier „Germanen“ wegen

nationalsozialistischer Wiederbe-

tätigung. Landbauer ist davon nicht

betroffen. Er rechtfertigte sich bis-

her damit, dass er diese Texte nicht

kannte und die Passagen in dem

Liederbuch geschwärzt waren.

Wie auch immer die Ermittlun-

gen ausgehen, Landbauer als Lan-

desrat ist für Mikl-Leitner nicht

denkbar. Verhindern kann sie ihn

allerdings auch nicht. Das ist nach

der Landesverfassung nicht mög-

lich. In Niederösterreich gilt noch

immer das Proporzsystem. Dieses

legt fest, dass jede Partei nach ihrem

Wahlergebnis an der Regierung be-

teiligt werden muss. Nach der Wahl

am vergangenen Sonntag stehen

der ÖVP in der nächsten Regierung

sechs Sitze zu, der SPÖ zwei und der

FPÖ einer. In der Verfassung ist au-

ßerdem festgeschrieben, dass bei

der Wahl der Landesräte nur die

Stimmen jenes Klubs gültig sind,

der den Landesrat vorgeschlagen

hat. Die ÖVP-Landesräte werden

Die niederösterreichische Landeshauptfrau will FPÖ-Chef Udo Landbauer nicht in der Landesregierung haben.

Schaltet die FPÖ auf stur, hätte dies massive politische Folgen – bis in die Bundesregierung.

Nur die FPÖ kann den Konflikt

entschärfen

also nur von den schwarzen Ab-

geordneten gewählt, die SPÖ-Re-

gierungsmitglieder nur von den ro-

ten und ein FPÖ-Landesrat nur von

den blauen.
Auch eine Abberufung eines Re-

gierungsmitglieds ist kaum mach-

bar. Zwar kann der Landtag einen

Antrag auf Abberufung stellen, für

einen gültigen Beschluss ist aber

nicht nur die Mehrheit im Landtag

notwendig, sondern auch die „vor-

herige Zustimmung der Mehrheit

der Abgeordneten jener Partei, auf

deren Wahlvorschlag das betreffen-

de Mitglied der Landesregierung ge-

wählt wurde“. So steht es in der

Landesverfassung. Also nur wenn

der jeweilige Klub einem Regie-

rungsmitglied sein Vertrauen ent-

zieht, kann es abberufen werden.

Rein rechtlich kann die ÖVP ei-

nen Landesrat Landbauer also nicht

verhindern. Politisch sieht das al-

lerdings anders aus. So könnte die

ÖVP den Handlungsspielraum des

Landesrats massiv beschneiden.

Der Landtag, in dem die ÖVP über

die absolute Mehrheit verfügt,

könnte ihm alle wesentlichen Kom-

petenzen entziehen. Aber auch das

Modell Wien ist denkbar. Dann wä-

Johanna Mikl-Leitner (ÖVP) hat ein Problemmit Udo Landbauer (FPÖ). Sie will ihn nicht in der Regierung, verhin-

dern kann sie ihn aber auch nicht.
BILD: SN/GEORG HOCHMUTH / APA / PICTUREDE

re der FPÖ-Politiker zwar formal

Mitglied der Landesregierung, hätte

de facto aber nichts zu tun.

Nachgeben wird die niederöster-

reichische ÖVP auf keinen Fall. Am

Montag wurde den SN noch einmal

bestätigt, dass ein Landesrat Land-

bauer nicht tragbar sei und die von

Mikl-Leitner angekündigten Konse-

quenzen haben würde. Der Ball liegt

damit bei den Freiheitlichen. Sie al-

lein entscheiden, ob sie die Angele-

genheit weiter eskalieren lassen.

Bisher hatte sich die FPÖ-Spitze

hinter Landbauer gestellt und im-

mer wieder betont, dieser habe sich

nichts zuschulden kommen lassen.

Auswege gibt es jedenfalls meh-

rere: So könnte Landbauer nicht in

die Landesregierung einziehen,

sondern in den Bundesrat. Dies wä-

re ohne Probleme möglich, weil die

FPÖ bei der Landtagswahl einen zu-

sätzlichen Sitz in der Länderkam-

mer des Parlaments gewonnen hat.

Aber auch dass Landbauer Klubvor-

sitzender der FPÖ Niederösterreich

wird, ist denkbar.
Jedenfalls wird diese Causa nicht

allein in St. Pölten entschieden wer-

den, sondern auch in Wien. Für die

Bundesregierung ist die Lage ver-

zwickt. Weder ÖVP noch FPÖ

wollen, dass diese Causa die Regie-

rungsarbeit behindert. Außerdem

hat der Fall europaweit negative

Schlagzeilen produziert. Und so

wird Heinz-Christian Strache sei-

nen Parteikameraden wohl eine an-

dere Person als freiheitlichen Lan-

desrat für Niederösterreich emp-

fehlen.
Strache sagte am Montag, dass

die Frage des Regierungssitzes von

den FPÖ-Gremien in Niederöster-

reich zu lösen sei. Zudem sei die

Entscheidung Landbauers abzu-

warten. Er wünsche sich einen red-

lichen Umgang mit Landbauer, der

klargemacht habe, dass er mit den

widerlichen Liedtexten nichts zu

tun habe. Unterstützung kam auch

vom Präsidium der FPÖ Niederös-

terreich. Dieses stehe „geschlossen“

hinter Udo Landbauer. Das betonte

Landesparteichef Walter Rosen-

kranz.

Auswege aus dem
Dilemma gäbe
es mehrere
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FRAGE 
DES TAGES

Soll Österreich Abschiebungen 

nach Afghanistan wegen der 

vielen Anschläge einstellen?

HEUTIGE FRAGE Ist die Kritik am 

Arbeitsbesuch von Viktor Orban bei 

Kanzler Kurz gerechtfertigt?

2521 Teilnehmer

78 %

22 %

Nein

Ja

Antwortmöglichkeiten bis 19 Uhr auf 

fragedestages.vol.at
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Neues Haarteil in NÖ!

Kein Familienbonus für Bauern
WIEN Bäuerliche Familien sind in 

der Regel kinderreicher als andere; 

ein Argument, das der Vorarlberger 

Landwirtschaftskammerpräsident 

Josef Moosbrugger gerne erwähnt, 

wenn er auf den geplanten Fami-

lienbonus angesprochen wird. Zu-

frieden ist er damit nicht. Denn 

neun von zehn Landwirten werden 

nichts von der Entlastung haben 

und den Steuerbonus erst gar nicht 

auf ihre bäuerliche Tätigkeit gel-

tend machen können. In Vorarl-

berg seien das rund 3500 Betriebe, 

schätzt Moosbrugger. Grund ist die 

Pauschalierung, die rund 90 Pro-

zent der Bauern in Anspruch neh-

men. Vereinfacht gesagt wird ihre 

Steuerlast auf Basis eines fiktiven 

Ertragswerts, dem sogenannten 

Einheitswert, berechnet. Daraus er-

gibt sich eine zu leistende Pauscha-

le. „Die Betriebe zahlen durch diese 

Systematik zwar Steuern, aber nicht 

in der Höhe, dass sie in den Genuss 

des Familienbonus kommen“, er-

klärt Moosbrugger. Er erwartet sich 

daher, dass die Bundesregierung 

die Familienleistung weiterentwi-

ckelt: „Ich könnte mir vorstellen, 

dass eine Möglichkeit über die So-

zialversicherungsbeiträge geschaf-

fen wird, die jeder landwirtschaftli-

che Betrieb zu entrichten hat. Hier 

könnte der Familienbonus gegen-

verrechnet und Mehrkindfamilien 

vergütet werden.“
Grundsätzlich gilt beim Familien-

bonus: Wer Kinder hat und Lohn-

steuer zahlt, wird profitieren. Eine 

Negativsteuer haben ÖVP und FPÖ 

ausgeschlossen. Zumindest wird es 

diese „eher nicht“ geben, sagt der 

Vorarlberger Nationalratsmandatar 

Norbert Sieber (ÖVP) auf VN-An-

frage. Er gehört zu jenen zehn Pro-

zent der Landwirte, die nicht pau-

schaliert sind. Seit dem Großbrand 

auf seinem Hof vor fünf Jahren 

habe er in die Buchhaltung gewech-

selt. Die Entscheidung wider eine 

Pauschalierung obliege schließlich 

jedem Bauern selbst. „Man muss 

aber schon sagen, dass sie vorteil-

haft ist.“
Nichtsdestotrotz bezeichnet auch 

Sieber die Tatsache als unange-

nehm, dass ausgerechnet Bauern 

beim Familienbonus das Nachse-

hen haben werden. „Was für die 

Landwirte noch möglich ist, wird 

sich im parlamentarischen Prozess 

zeigen.“ Mit einem völligen Sys-

tembruch rechnet der Abgeordnete 

beim Familienbonus aber nicht. Es 

sei in dieser Frage daher nicht aus-

zuschließen, dass die Bauern durch 

die Finger schauen werden.
Gleichzeitig verweist Sieber auf 

einige neue Errungenschaften von 

Schwarz-Blau. So soll die Kranken-

kasse der Sozialversicherungsan-

stalt der Bauern nun doch wieder 

jene 30 Millionen Euro an Bundes-

mitteln erhalten, welche ihr einst 

streitig gemacht worden sind. Au-

ßerdem würde über Maßnahmen 

beraten, um die erst jüngst erfolgte 

Anpassung der Einheitswerte abzu-

federn. Hier könnte es etwa zu einer 

Lockerung der Registrierkassen-

pflicht für Landwirte auf Alphütten 

kommen. Einen Kuhhandel wie 

dies unter Rot-Schwarz häufig der 

Fall gewesen sei, lehnt Sieber aber 

ab. Man werde sicher auch ohne 

Gegengeschäfte einen guten Weg 

für die Bauern finden. VN-EBI

Mehrheit der Landwirte ist pauschaliert und fällt daher um den Steuerbonus um.

Die Vorarlberger Landwirtschaftskammer hofft, dass der Familienbonus im Sinne 

bäuerlicher Familien weiterentwickelt wird. LUDWIG BERCHTOLD

POLITIK IN KÜRZE

Geld für die 
Parteiakademien

WIEN Die Regierung wird diese 

Woche im Ministerrat den Grund-

betrag für die Förderung der Par-

teiakademien beschließen. Diese 

Basisförderung ist für alle Parteien, 

die mit mindestens fünf Abgeord-

neten im Nationalrat vertreten sind, 

gleich und beträgt heuer 965.540 

Euro. Zum Grundbetrag kommt 

noch ein Zusatzbetrag, der nach 

der Zahl der Mandatare berechnet 

wird. Überwiesen wird das Geld 

bis 15. Februar. Erstmals mit da-

bei ist die Liste Pilz. ÖVP und FPÖ 

werden wegen ihrer Zugewinne bei 

der Nationalratswahl etwas mehr 

bekommen, die Förderungen für 

die Bildungseinrichtungen von SPÖ 

und Neos dürften annähernd gleich 

bleiben, die Grünen erhalten wegen 

ihres Ausscheidens aus dem Parla-

ment keine Mittel.
 

SPÖ-Politiker unter 
Missbrauchsverdacht

ST. PÖLTEN Ein Mostviertler SPÖ-

Gemeindepolitiker steht unter 

Missbrauchsverdacht. Der Mann 

sitzt in St. Pölten in U-Haft, bestä-

tigte Staatsanwalt Leopold Bien am 

Montag. Zudem wurden im Haus 

des Verdächtigen NS-Devotiona-

lien und illegale Waffen entdeckt. 

Die niederösterreichischen Sozial-

demokraten teilten mit, der Mann 

werde beim Landesparteivorstand 

am Dienstag aus der SPÖ ausge-

schlossen. Dem Verdächtigen aus 

dem Bezirk Amstetten wird sexuel-

ler Missbrauch unter anderem von 

Unmündigen angelastet. Aus Op-

ferschutzgründen gab der Sprecher 

der Staatsanwaltschaft keine nähe-

ren Auskünfte. Laut NÖN dürfte 

der Mann seine eigenen Enkelkin-

der missbraucht haben.

Werner Faymann lässt grüßen
Mit Ludwig als Wie-
ner SPÖ-Chef bre-
chen für Kern span-
nende Zeiten an.
WIEN Wiener Boulevardzeitungen 

fackeln nicht lange: Geht es nach ih-

nen, dann sind die Tage von Chris-

tian Kern als SPÖ-Chef gezählt und 

zu seiner Nachfolgerin könnte die 

Zweite Nationalratspräsidentin Do-

ris Bures gekürt werden. Doch zu-

mindest das ist überstürzt: Wahr ist, 

dass in der Sozialdemokratie ande-

re Verhältnisse angebrochen sind, 

seit der Wiener Wohnbaustadtrat 

Michael Ludwig die Führung der 

dortigen Landesorganisation über-

nommen hat und damit quasi auch 

schon für das Amt des Bürgermeis-

ters fixiert ist; bis zum Frühsom-

mer wird er es von Michael Häupl 

übernehmen. Die Parteilinke ist 

geschwächt. An ihre Stelle treten 

Leute, die ebenfalls gegen Schwarz-

Blau auftreten, andererseits aber 

zum Beispiel die „Willkommens-

kultur“ kritisch sehen; Ludwig kann 

sich etwa Wartezeiten bei Sozial-

leistungen vorstellen.
Wie es der neue starke Mann der 

SPÖ anlegen wird, ist offen. Auch 

für Kern wird das spannend: Stark 

gemacht für Ludwig haben sich 

zuletzt Genossinnen und Genos-

sen, die Ex-Kanzler und -SPÖ-Chef 

Werner Faymann sehr, sehr nahe-

stehen: Vom ehemaligen Parteise-

kretär Christian Deutsch über Doris 

Bures bis hin zu Faymanns Ehefrau 

Martina Ludwig-Faymann, die im 

Wiener Gemeinderat sitzt. Gut zu 

sprechen auf Kern sind sie nicht, 

hat er Faymann im Frühjahr 2016 

doch in dessen damaligen Funktio-

nen beerbt.
Michael Ludwig agiert vorerst 

im Hintergrund, führt Gespräche, 

besucht „seine“ Parteizentrale und 

nimmt Glückwünsche in Empfang. 

Zum Beispiel vom burgenländi-

schen Landeshauptmann Hans 

Niessl (SPÖ), der hofft, dass sich 

nun auch in der Bundeshauptstadt 

ein „sehr pragmatischer Zugang“ 

durchsetzt: Als er 2015 eine Koa-

lition mit den Freiheitlichen ein-

gegangen ist, wurde er von seinen 

dortigen Parteifreunden noch am 

stärksten kritisiert. JOHWie es der neue starke Mann der SPÖ, Mi-

chael Ludwig, anlegen wird, ist offen. APA

STICHWORT DER FAMILIENBONUS

Wer Kinder hat und Lohn- beziehungs-

weise Einkommenssteuern zahlt, wird 

von dem Familienbonus profitieren. 

Dieser soll den derzeitigen Kinderfreibe-

trag und die Absetzbarkeit von Kinder-

betreuungskosten ablösen. Mit dem 

Familienbonus sollen bis zu 1500 Euro 

pro Kind und Jahr von der eigentlich zu 

zahlenden Steuersumme abgezogen wer-

den. Leben die Eltern in einem Haushalt, 

können sie selbst entscheiden, ob sie sich 

den Familienbonus aufteilen wollen. Bei 

getrennt lebenden Eltern ist das anders. 

Hier werden die 1500 Euro automatisch 

geteilt. Eine Negativsteuer wird es nicht 

geben. Allerdings soll für Alleinverdiener 

und -erzieher eine Ausnahme geschaffen 

und ihr Absetzbetrag erhöht werden. 

Niederösterreichische Vorzeichen für nächste Wahl

Ergebnisse besche-
ren Parteien weitge-
hend Rückenwind.

INNSBRUCK Die niederösterreichi-

sche Landtagswahl ist geschlagen 

und schon bald werden sich die 

Blicke politisch Interessierter nach 

Tirol richten. Denn dort folgt am 

25. Februar der nächste Urnengang. 

Neben den bereits im Landtag 

vertretenen Parteien - ÖVP, SPÖ, 

Grüne, FPÖ, Liste Fritz und Impuls 

Tirol - stehen zum ersten Mal auch 

die Neos und die „Tiroler Familien-

partei“ zur Wahl. 
Das niederösterreichische Er-

gebnis lässt in seiner Interpretation 

für die Parteien mehr oder weniger 

Raum für Rückenwind. Bei der Ti-

roler Volkspartei könnte die Steil-

vorlage der niederösterreichischen 

VP Erfolgsdruck aufbauen. Schließ-

lich gilt es für die Tiroler Schwar-

zen zunächst einmal, das historisch 

schlechteste Ergebnis aus dem Jahr 

2013 (39,35 Prozent) vergessen zu 

machen. Für die Grünen geht es in 

Tirol um mehr als in Niederöster-

reich. Sie haben eine Regierungs-

beteiligung zu verteidigen. Von 

Vorteil wäre es daher, wenn die 

Partei zumindest das Ergebnis aus 

2013 erreichte (12,59 Prozent). Für 

die SPÖ wird es darum gehen, sich 

zunächst vom vergangenen histo-

rischen Tief zu verabschieden. Das 

Ergebnis verdoppeln will die FPÖ, 

die 2013 mit 9,34 Prozent weit unter 

den Erwartungen geblieben ist. Die 

Lehren aus der Niederösterreich-

Wahl dürften klar sein: Ohne Faux-

pas über die finalen Wochen kom-

men und eigene Themen setzen. 

Die Neos sind nach dem Einzug in 

den niederösterreichischen Land-

tag optimistisch. Laut vorläufigem 

Ergebnis können sie mit drei Man-

daten rechnen. 
Drei Mandate erhalten auch die 

Grünen in Niederösterreich. Das ist 

eines weniger als bisher. Die Klub-

stärke ist verloren, was zu finan-

ziellen Einbußen führen wird. Ihr 

Team im Landtag ist aber soweit fix. 

Die FPÖ lässt sich mit Personalent-

scheidungen hingegen Zeit. Span-

nendste Frage bleibt die Besetzung 

des Landesrates. Logischer Anwär-

ter wäre der niederösterreichische 

Spitzenkandidat Udo Landbauer 

gewesen. Dieser dürfte nach der 

NS-Liedgut-Affäre aber wohl nicht 

zum Zug kommen. Daneben gilt es 

noch acht Mandate im Landtag und 

ein weiteres im Bundesrat zu beset-

zen. 
Dort wird mit der niederösterrei-

chischen Wahl übrigens das Ende 

des Team Stronach besiegelt. Der 

letzte Bundesrat der Partei scheidet 

aus. Damit ist das Team Stronach 

endgültig nicht mehr im Parlament 

vertreten.

Der Tiroler Landeschef Platter hofft auf ein 

besseres Ergebnis als 2013. APA
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Medien

GEZWITSCHER

wo ein Nachgeben durch 
die niederösterreichische 
ÖVP ausgeschlossen wird 
– und also die FPÖ Nieder-
österreich Landbauer als 

B a u e r n o p -
fer für eine 
gedeihliche 
Zusammenarbeit in 
der Landesregierung 
opfern müsste.

Die „Vorarlber-
ger Nachrichten“ 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Beim ORF stellen linke Jour-
nalisten ihre Moral über 

Rechtsstaatlichkeit und alle Vor-
gaben des ORF-Gesetzes. Zuletzt 
Armin Wolf in der „ZiB 2“.

Schon bei der Begrüßung 
Andreas Mölzers in der Sendung 
konnte es sich Wolf nicht verknei-
fen, diesen als Mitglied der „Van-
dalia Graz“ zu benennen.

Nach der bei Linken in morali-
scher Überheblichkeit üblichen Vor-
verurteilung Udo Landbauers zeigte 
der „ZiB 2“-Moderator, was er vom 
Objektivitätsgebot des Staatssen-
ders hält, als er seine persönliche, 
historisch zurechtpolierte Meinung 
zur FPÖ kundtat: „Jetzt ist die Ge-
schichte der FPÖ ja ziemlich gut er-
forscht. Vom ersten Parteiobmann, 
einem ehemaligen SS-General (al-

lerdings nur im Ehrenrang, Red.), 
über das Beschäftigungsprogramm 
von Jörg Haider bis hin zu den 
Wehrsportübungen des derzeitigen 
Parteiobmanns in seiner Jugend.“

FPÖ fordert Konsequenzen
Für FPÖ-Mediensprecher Hans-

Jörg Jenewein setzte Wolf damit die 
ungehemmte Diskreditierung der 

„ZiB 2“-Moderator Armin Wolf 
stellt FPÖ als Nazi-Partei dar
Gilt im ORF das Objektivitätsgebot bei Berichten über die FPÖ nicht mehr?

FPÖ in den Nachrichtensendungen 
des ORF fort: „In diesem Zusam-
menhang muss sich Generaldirek-
tor Wrabetz jetzt erklären, ob und in 
welchem Kontext hier die Richtlini-
en des ORF sowie das ORF-Gesetz 
tangiert werden und wie er als Ge-
neraldirektor gedenkt, den öffent-
lich-rechtlichen Auftrag künftig zu 
garantieren.“
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Vor dem Gesetz sind alle gleich. 
Dieser Grundsatz gilt in Österreich 
nur eingeschränkt – vor allem in den 
hiesigen Medien.

GEFÄLLT MIR

Ohne Worte! Das wird einen Tag 
nach der Landtagswahl bekannt, 
obwohl der SPÖ-Politiker bereits 
am letzten Donnerstag festge-
nommen wurde. 

HC Strache
29.01.2018

896 Personen gefällt das.

Armin Wolf hat die Geschichte der FPÖ bereits „erforscht“.

Ich habe diese Verallgemeine-
rungen satt. Burschenschafter 
sind ein breites Spektrum. Nicht 
alle verwenden diese Lieder-
bücher und sind Antisemiten. 
Reden wir über das was wir 
wissen und nicht davon was wir 
meinen. 

Dass 15% einen Kandidaten wie 
Landbauer wählen ist und bleibt 
eine demokratische Unreifeprü-
fung. 

„Unsere Länder sind wie eine 
Familie. Die alte Regierung hat 
einen Streit angefangen, der ist 
jetzt zu Ende,“ so Viktor #Orban, 
Ministerpräsident von #Ungarn. 

Bernhard Heinzlmaier
@bheinzlmaier

Rudi Fußi
@rudifussi

Ö1 Journale
@oe1journale

24.01.18 00:49

28.01.18 08:46

30.01.18 22:21

Intelligente Linke durchschauen 
die Anti-Landbauer-Kampagne...

... weniger intelligente halten sich 
noch immer für das Zentrum des 
Universums und offenbaren ihre 
„demokratische“ Gesinnung.

Selbst der Staatsfunk muss zur 
Kenntnis nehmen, dass die historisch 
gut-nachbarschaftlichen Beziehun-
gen jetzt wieder funktionieren.
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Der FPÖ-Landesrat und zugleich Rieder Bezirksparteichef Elmar 
Podgorschek (rechts) gratulierte Stefan Höckner zur Wahl.

 
Einladung 

zur 
RATHAUSFÜHRUNG 

 

Der Kulturring Brigittenau lädt Sie am 

Freitag, dem 9. Februar 2018 um 15.00 Uhr 

sehr herzlich zur Führung durch unser Wiener Rathaus ein. 

Treffpunkt ist um 14.45 Uhr am Friedrich-Schmidtplatz (auf der Rückseite des 
Rathauses) bei der Stadtinformation.  Wir freuen uns auf Ihr Kommen! 

 

Um Anmeldung bis 6.2.wird gebeten:  kopschar@utanet.at oder 0676 915 80 50. 

Neuer Bezirksobmann der 
FA in Ried/Innkreis

Beim Bezirkstag der Freiheitli-
chen Arbeitnehmer wurde Stefan 
Höckner einstimmig zum neuen 
Bezirksobmann gewählt. Neben 
den Vertretern aus den Rieder Ge-
meinden war auch Landesrat El-
mar Podgorschek am Bezirkstag in 
Neuhofen/Innkreis anwesend. „Ich 
werde mich für die Belange der Ar-
beitnehmer einsetzen“, teilte Höck-

ner den Anwesenden mit. Kandi-
daturen bei Betriebsratswahlen, 
arbeitsrechtliche Themen und der 
Einfluss der linken Gewerkschafter 
wurden ebenfalls beim Bezirkstag 
diskutiert. Als Ehrengast konnte 
Höckner den Landesobmann der 
Freiheitlichen Arbeitnehmer, Ar-
beiterkammervorstand Gerhard 
Knoll, begrüßen.
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Turrinis Volksstück für wenig Volk
Das „Fremdenzimmer“ im Theater in der Josefstadt hält ein Bett bereit

Der Österreicher und der Fremde in der Sicht Peter Turrinis.

Nimmt man das Programmheft 
zur Hand, fällt einem zunächst jenes 
Zitat unseres Innenministers Her-
bert Kickl auf, in dem er das von 
linker Seite plötzlich verpönte Wort 
„konzentriert“ verwendet hat. Spä-
testens jetzt weiß man, woran man 
mit diesem Turrini-Stückerl ist.

Es fängt damit an, dass ein 
fremder junger Mann in der Ge-
meindebauwohnung eines „wil-
den“ Ehepaares hockt. Und dass 
es niemanden interessiert, wie er 
da eigentlich hereingekommen ist. 
Der Herr des Hauses, Gustl Knapp, 
fragt beim Anblick des Mannes nur 
erstaunt: „Wea san denn Se?“

Als sich herausstellt, dass es sich 
bei dem Erschienenen offenbar um 
einen Fremden handelt, Asylwer-
ber, Flüchtling oder so, offenbart 
Gustl seine Primitivität und Cha-
rakterlosigkeit. Erwin Steinhauer 
tut das so überzeugend, als ob’s sei-
nem Wesen entspränge. Der Frem-
de muss „ausse“.

Gustl Knapp packt ordinär das 
die extreme Linke so zielführend 
bedienende Repertoire des „Frem-

denhassers“ aus.

Xenophobie zum Quadrat
Die Frau hingegen, Ulli Mai-

er als Herta Zamanik, setzt sich 
durch. Der Bursche bleibt. In der 
Wohnung gibt’s ein Fremdenzim-
mer, das sie seit Jahren für ihren 
– verstorbenen – Sohn reserviert 
hat, der irgendeinmal zurückkom-
men wird. Und dort soll Samir, der 
Nicht-Hiesige, bleiben. 

Es gibt in der Aufführung keine 
„Akte“, aber viele Unterbrechun-
gen, während derer das Publikum 
von einem übermäßig hellen Rah-
men geblendet auf der Bühne nur 
Finsternis erkennt. Wenn das Licht 
verschwindet, ist da noch immer 
das kulissenarme Podium, in dem 
die beiden Lebensgefährten wie-
der einmal einen ihrer gewohnten 
Streite ausleben.

Man findet sich
Der Gustl aber hat einen Zeitver-

treib gefunden, ein ferngesteuertes 
Flugzeug, das allerdings jeweils 
nicht lang in der Luft bleibt. Da 

dürfte etwas kaputt sein.
Nach und nach gibt der Mann 

nach, und als er Samir ein Bier an-
bietet, das diesem sogar schmeckt, 
ist, siehe da, eine Art Integration in 
die Gemeindebau-Wände eingezo-
gen. Der alte Sozi Gustl akzeptiert 
den Eindringling, und als dieser die 
Fernsteuerung des Zimmerflug-
zeugs repariert, ist die Welt über-
haupt in Ordnung.

Regisseur Herbert Föttinger hat 
einiges gegen den Sinn des Autors 

verändert. Was letzteren nicht hin-
dert, den Premierenapplaus glück-
lich lächelnd entgegenzunehmen. 

„Und was ist jetzt?“, fragt mich 
ein Besucher beim Hinausgehen. 
Das wüsste ich auch gern.

Auf dem Umschlag des Pro-
gammheftes steht übrigens der 
Satz: „Die Österreicher sind alles 
Trottel.“ Abgesehen von der fal-
schen Grammatik sind Herr Turrini 
und Herr Föttinger tatsächlich die-
ser Auffassung.                             hw.
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+++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++ Bücherservice +++

Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und  
Neuerscheinungen der FPÖ und des FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  
Friedrich Schmidt Platz 4/3 a, 1080 Wien
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder  
per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

„Dem Antrag wird stattgegeben“ 
Anmerkungen zur Bundespräsidentenwahl 2016

Die Bundespräsidentenwahl 2016 wird als längste Wahl der Zweiten Republik 
vielen in Erinnerung bleiben, insgesamt dreimal wurden die Österreicherinnen 
und Österreicher zur Urne gebeten.

Das Buch befasst sich mit der Wahlanfechtung und der Aufhebung des zweiten 
Wahlgangs durch den Verfassungsgerichtshof. Diese Aufhebung kann mit Fug 
und Recht als Sieg von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie bezeichnet werden. 
Der Verfassungsgerichtshof hat die Beschwerde der Freiheitlichen schnell, um-
sichtig und transparent behandelt. Die Richter sind ihrer Verpflichtung nach-
gekommen, massive gesetzliche Verfehlungen, aber auch Unregelmäßigkeiten 
aufzuzeigen, die eine Manipulation möglich gemacht hätten. Mit dem Urteil 
wurde auch das Vertrauen der Österreicher in den Rechtsstaat sichergestellt. 

Die Autoren bemühen sich mit unterschiedlichen Ansätzen und Zugängen, die 
Hintergründe dieser historischen Wahl auszuleuchten. 

von
Norbert Nemeth (Hg.)

Andreas Hauer
Reinhard Teufel

Rüdiger Schender


